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Vorbemerkungen. 



Die nationale Autonomie ist ein politisches Prinzip wie die »persönliche Frei- 
heit« oder die »Gleichheit vor dem Gesetze« oder die »Trennung der Gewalten«. 
Vorläufig ist sie nichts als Prinzip, als Idee, ein blosses Programm und noch nicht 
lebendige Rechtsinstitiition, einige schwache Ansätze ausgenommen. Der Weg von 
der pohtischen Idee bis zur konkreten Rechtsinstitution ist ein langer, mühsamer; 
wir werden ihn nur durch schwere geistige Arbeit und schöpferische Tatkraft wirk- 
lich gangbar machen und zum Ziele gelangen. 

Und dann erst werden wir sehen, dass auch dieses politische Prinzip im 
harten Räume seine Schranken findet, wie jedes andere sie gefunden hat. Wir werden 
noch oft genug dazukommen, »die Grenzen der nationalen Autonomie« zu erörtern, 
wiewohl die Zeit eher drängt, zunächst ihre positiven Einrichtungen zu entwickeln 
und die Bewährung vor den Zweifel zu setzen. Sicher ist indessen, dass solche 
Grenzen dort nicht zu finden sind, wo sie Genosse Meissner auf dem Pilsner Partei- 
tage unserer tschechischen Genossen zu finden glaubte, in der Amtssprachen- 
frage. 

Sie ist das Hauptkampfgebiet der bürgerlichen Nationalisten und beherrscht 
schon durch sechzig .lahre unsere Politik. Nichts kann für den objektiv Urteilenden 
verwunderlicher sein, als dass gerade die Sprachenfrage der Aemter die unlösbard 
Schwierigkeit des nationalen Problems sein soll. An sich ist sie doch eine reiiij 
administrativ-technische Aufgabe. Als reine Sprachenfrage, für die raait 
sie ausgibt, findet sie ihre Lösung in zwei einfachen Organisationsgrundsälzen : 
Erstens ist jeder Staatsbürger von den Staatsorganen tunlichst in seiner Sprache zu 
hören; zweitens ist trotz der so geforderten Achtsprachigkeit die Einheitlichkeit, 
Uebersichtlichkeic imd Oekonomie der Administiation tunlichst zu erhalten. Diese 
zwei Grundsätze sind — solange man die Frage als reine Sprachenfrage behandelt 
- — auf jeden konkreten Fall anzuwenden; es kann dabei in jedem Falle streitig sein, 
welcher Grundsatz Überwiege, denn jeder kann nur nach Tunlichkeit berücksich- 
tigt werden. Ein auswandernder Ruthene zum Beispiel, der in Innsbruck erkrankt 
und nun die Behörden beschäftigt, kann natürlich als österreichischer Staatsbürger ver- 
langen, von österreichischen Behörden verstanden zu werden; aber ebenso gewiss 
kann von den Steuerzahlern nicht verlangt werden, dass sie an jedem Ort des 
Staates, in jedem Administrationszweig so viel Beamte hinsetzen, das» alle acht 
Sprachen faktisch in allen Aemtern verstanden werden. Wie weit man auch in der 
Berücksichtigung des Bedürfnisses geht, immer ist die Amtssprachen frage als solche 
nur eine Lernfrage der Beamten und eine Kostenfrage. I 

Die Grundlagen der Staatsverfassung und die Organisation der Aemter berührt] 
sie nicht, solange wir nichts in ihr sehen als die Frage dL'r Sprachen. Und ich' 
mächte schier bezweifeln, dass die Sprachenirage der Tschechen jemals so gut ge^j 
löst war wie durch das Bachsche Regime, das sehr darauf achtete, dass jeder Staats- 
bürger in seiner Muttersprache gehört werde und dass die Beamtenschaft möglichst 
polyglott sei. Ja, diese erstaunliche Polyglottie ist vielleicht in der ganzen Welt- 
geschichte unerreicht; absichtiich wurden in jedem grösseren Amt Beamte der ver- 
schiedensten Muttersprachen zusammengesetzt und ich wette, ein Ruthene in Inns- 
bruck hätte den Behörden keine Verkgenheit bereit.;i. 



Das soll kein Scherz sein. Wollen wir unseren Gegenstand in ganzer ' 

Schärfe erfassen, so müssen wir alles, was er enthält, einzeln fassen und in isolierter 
Wirksamkeit betrachten. Eine Seite unserer Frage ist gewiss die rein linguistische 
des Verstehens und Verstandenwerdens, sie ist zugleich die administrativ -technische 
Seile. Und es ist kein Scherz, sondern Tatsache, dass sie — der damaligen kul- 
turellen Entwicklung entsprechend — in der Bachschen Administration am besten 
erledigt war. 

.Tedermann fühlt, dass die Amtssprache noch andere Interessen berührt als die J 
jedes einzelnen Staatsbürgers, zu verstehen und verstanden zu werden, und des ■ 
Staates, billig zu administrieren. Ja, der rein sprachliche und administrativ- technische I 
Standpunkt berührt uns heute wie eine komische Verkennung der Tatsachen. I 

Welcheinteressenalsosteckendahinter? Welche tieferen, geheimnisvollen Gründe m 
bestimmen demnach den Streit um die Amtssprache? I 

Es ist nun erheiternd, dass die bürgerUchen Streitparteien es geflissentlich ver- I 
meiden, zu sagen, was dahinterstecke, Sie argumentieren immer nur sprachlich, " 
die einen warnen, Oesterreich in einen babylonischen Tmm zu verwandeln, den man 
nicht mehr administrieren könne, die anderen beklagen den armen Teufel von Staats- 
bürger, der in seiner Sprache sein Recht nicht finde. Hie Staat und Staatssprache, J 
hie Individuum, Individualrecht und Muttersprache! Jedermann fühlt dabei genau, J 
dass diese Parolen bei beiden unaufrichtig sind, dass beide anderes wollen, als ■ 
sie sagen. ■ 

Uns Sozialdemokraten ist dies Versteckenspiel nichts Neues, Wir haben doch 1 
schon lange gelernt, dass sich unter dem Streit um juristische Formeln, um Staats- I 
rechüiche Interpretationen gesellschaftliche Klassenkämpfe verbergen. So hat der I 
Kampf für und wider die Negersklaverei in den Vereinigren Staaten jahrelang vor ' 
dem Sezessionskrieg getobt in der Form, dass man die Buchstaben der amerikanischen 
Bundesverfassung verschieden auslegte : Souveränität der Union oder der Einzel- 
staaten — das schien die Frage, Lohnarbeit oder Sklavenarbeit lautete sie wirkhch. 
Höchst selten können herrschende Klassen ihre Ziele offen als Klassen Interessen be- 
kennen, well sie die Massen dadurch offen aufreizen, sie müssen sie in die Formeln 
historischen oder geltenden Rechtes, religiöser oder nationalistischer Ideologie kleiden. 
Und eine der wichtigsten Missionen der Vertreter der Unterdrückten ist, diese trüge- 
(!»dj-:i Formeln zu zerpflücken und ihren realen Kern aufzuzeigen. 

.■^ cherlich ist es heute ein Gemeinplatz, zu sagen: Hinter den Sprachen- 
Ikloif'iri stecken Klassenkämpfe, und ein ebensolcher Gemeinplatz ist der Ein- 
-■viifii; , Ja, es steckt mehr dahinter, sie sind ein Ausfiuss des Kampfes der Na- 
(loiicii, sie entrollen nationale Forderungen. Beides hegt auf der flachen Hand. 
Aber nicht so klar und sinnfäUig ist, inwieweit blosse Forderungen von Klassen, i 
inwieweit Lebensbedingungen der Nationen vorliegen, welches Mass den beiden J 
Faktoren zukommt. ■ 

Auffallen muss uns da zunächst, dass bei uns die nationale Frage durch I 
Jahrzehnte fast ausschliesslich als Sprachen frage und diese wieder als« 
Frage der Aemter und höchstens noch der Hochschulen in Erscheinung trat, fl 
Die NationaÜtät erfasst doch das gesamte Zusammenleben der Menschen, das ganze 1 
kulturelle und politische Dasein der Massen. Die Nationen sind der Stoff, aus denen 1 
die Geschichte Staaten formt, sie sind die eigentiichen Staatenbildner der Neuzeit . 
und der geschlossene Nationalstaat ist das Staatsprinzip des ig. Jahrhunderts. Es ist 
doch sonderbar, dass Sozialdemokraten und konsequente Marxisten (Bauer und meine 
Wenigkeit) diese Universalität der Nation in der Theorie wieder entdecken, während 
unseren lärmendsten bürgerlichen Nationahsten zu gleicher Zeit die grosse Staats- i 
schöpferrolle der Nationen zusammenschrumpft auf die kleinlichen Formeln von , 
Sprachenverordnungen ! 

Das kann doch nur seinen Grund darin haben, dass die Sozialdemokratie als - 
Vertreterin der Massen die Nation in ihrer Masse, das Nationsganze sieht und ihre 
gesamten Daseinsbedingungen erfasst, während die bürgerhchen Nationalisten nur 
einen Teil, nur eine Klasse und ihr Interesse vor Augen haben. Das , 
nötigt uns zur Vorsicht. Nicht unbesehen dürfen wir die »Fragen« der Nations- j 
listen übernehmen, weil sie »auchc national sind. Wir müssen vorerst ihren Wert < 
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für das Nationsganze messen, den Grad ihrer Bedeutung genau abschätzen 
und dürfen die Flauptfragen nicht durch Akzidenzfragen verwirren. 

Wir haben also genau festzustellen, inwieweit die Amtssprachen frage reine 
Klassenfrage, inwieweit nationale Frage ist. 

I. Die Grundproblcme der flmtssprachcnfrage. 

1. Die Klassen der Nation und die Hcmtcr. 

In jedem Lande, in welchem die kapitalistische Produktionsweise besteht, ist 
die unmittelbare Herrschaf tsausübung der Herrenklassc immöglich, einerlei ob 
die Monarchie, Aristokratie oder Demokratie herrscht. Der antike Heerkönig, der 
feudale Junker, der athenische Bürger gebietet persönlich und unmittelbar. Diese 
persönUche Herrschaftsausübung ist dem Bourgeois versagt: als Privateigentümer 
und Produzent hat er seine Privatgeschäfte zu besorgen, er kann nicht persönlich 
das Gemeinwesen verwalten, er kann höchstens ab und zu einmal wählen. Alle 
Herrschaft vollzieht sich heute durch Vertreter, durch Repräsentanten, durch Ange- 
stellte. Die Zahl der Herrschaftsorgane wächst kolossal, sie bilden zusammen eine . yj , 
von den produktiven Klassen deutlich geschiedene bureaukratische Klasse mit ganz fvj < 
eigenartigen, spezifischen Lebensformen. Sie übt die Herrschaft aus, aber tut dies in ._ ' 
der Regel im Namen, Auftrag und Interesse anderer, der ganzen Bourgeoisie und 
speziell — da sie heute zu ihr zählt — der in der Produktion selbst stehenden Bourgeoisie, 

Diese bureaukratische Klasse sitzt im Amte selbst, das Amt ist zugleich ihr 
ökonomisches Interesse, ihr einziges dazu, da sie ja mit der Produktion selbst nichts 
zu schaffen hat. Amtsinteresse und Klasseninteresse ist ihr identisch. Die Staats- 
form selbst ist für ihr Dasein gleichgültig; wir finden sie unter dem Absolutismus, 
in der konstitutionellen Monarchie, in der Republik. Ihr gehören nicht nur die Staats- 
beamten an, sondern auch die Angestellten der autonomen Verwaltung, die Anstalts- 
beamten, die liberalen Berufe, die Lehrpersonen und die Offizierskaste. In weiterer 
Folge können die Unterbeamten und die Amtsdienerschaft zu ihr gezählt werden, 
soweit die nationale Frage in Betracht kommt. 

Zum überwiegenden Teile rekrutiert sich diese Klasse aus ihren eigenen An-1 
gehörigen — es ist diese eigene Fortpflanzung ein für die Existenz einer KlassJ 
wesentliches Merkmal — aber zu einem grossen Teil gehen in sie Kinder von 
Bürgern, Kaufleuten, Handwerkern und Bauern auf, viele Bureaukratenkinder finden 
in die reiche Bourgeoisie den Weg. Alle Klassen der Bourgeoisie sindl.' J 
dieser Klasse verwandt — aber höchst seicen und praktisch belanglos sind die ^ I 
Fälle, in denen Kinder des industriellen Proletariats in diese Klasse auf- I 

steigen: Arraeleutkinder sind ihrer viele, Proletarierkinder so gut wie keine. ^' 
Mehr als andere sind aber diese Armeleutkinder erfüllt von kleinbürgerlich servilen;, 
und konfessionellen Vorstellungen und stehen den wirtschaftlichen Klassenkämpfen fern. 
Man muss mit den Elendsbürgern ebenso vorsichtig sein wie mit den Lumpen- 
proletariern, beide dürfen nicht mit dem Proletariat in einen Topf gevforfen werden. 

Das bureaukratische Klasseninteresse steigert sich mit der Rangsklasse, es be- 
wirkt in den unleren Stufen den Kampf ums tägliche Brot, in den oberen noch 
dazu den Kampf um die Macht und Ehre. Dem unmittelbaren Kiasseninteresse | .. 
dieser Schichte entspricht das abgeleitete Mitinteresse jener Schichten, aus 
denen sie sich rekrutiert. Somit wirkt in der grossen Bourgeoisie, welche die 
Offiziere und Oberbeamten stellt, deren direktes Interesse die Beamtenschaft im ^^^J 
Staate zu wahren hat, dieses Mitinteresse stärker als in der mittleren und iU^^^H 
dieser normalerweise stärker als in den unteren Schichten des Bürgertums, dal^^^| 
einen schweren wirtschaftlichen Konkurrenzkampf führt und der Beamtenschaft itq^^^l 
allgemeinen nicht grün ist." ^^^H 

* Nationen mit fortgeschrittener industrieller Entwicklung bilden eine kommerzielle, industrielltt^^^^l 
und technische Bureaubeamtenschafl aus, ta mangelt bei ihnen leicht an Anwärtern auf die Bureaip^^^^| 
kratie. Umgekehrt bei Nationen, deren kulturelle Reife oder politische Macht der wirtschafUiehel^^^^^l 
Entwicklung voraneilt. Sie erziehen Bureaukraten über die Nachfrage hinaus. Es gibt auch eiiMi^^^^| 
bureaukratische Reservearmee. ^^^^1 



Für diese biireankratisclie Klasse ist der Kampf uras Aoit za momischer 

Klassenkampf. Sie ist gezwungen, ihn zu kämpfen, eBhatütic ^, ..;inen Sinn, 

ihr als Klasse Versöhnung zn predigen, wie einsichtsvoll auch einzelne ans ihr 
denken mögen. Wenn von zwei Bewerbern nur einer angestellt werden kann, wenn 
das Dilemma lautet: »Ich oder dn«, ist es kindisch, BrüderUchkeit zu predigen. 
Zweifellos gibt die deutsche Amtssprache den Deutschen, die tschechische den 
Tschechen einen Vorsprung. Und so ist von jeher und bleibt in alle Zeit das 
Klasseninleresse der deutschen Intelligenz, dass alle Aemter im ganzen Staatsgebiet 
deutsch seien, wie jenes der tschechischen, dass ein möglichst grosses Gebiet des 
I Staates tschechische Amtssprache habe. Je weiter die Sprachsphäre der Nation 
V Über ihre Wohnsphäre hinausgeht, um so besser für die nationale Intelligenz. Die 
sprachliche Expansion über das Wohngebiet ist notwendige Klassenpolilik der bureau- 
kratischcn Klasse. Daran ist nichts zu ändern, nichts zu lösen, das ist so. 

Unendlich possierhch sind diese bureaukratiachen Kreise, die befürchtet haben, 
nter der Herrschaft des gleichen Stimmrechtes müsse ihre Kxpansionsbrunst er- 
löschen, und nun merken, dass sie noch immer beim Zeuge sind. Wir haben niemals 
dieses Erlöschen prophezeit, sondern im Gegenteil erklärt: Weil diese Klasse den 
Krieg will und sogar wollen muss, kann es keinen Fneden geben, ausser indem ( 
man die anderen Klassen zum Richter über sie setzt und sie sich zu v 
tragen zwingt, indem man sie aus Herren der Allgemeinheit zu ihren Dienern ^ 
macht. 

Und ähnlich verhält es sich mit der nationalen Autonomie. Das Ringen i 
die Vorherrschaft wird und kann auch sie diesen Klassen nicht aus der Seele nehmen, 
wie überhaupt Rechtseinrichtungen ökonomische Notwendigkeiten nicht beseitigen. 
Dass Herrenklassen bleiben wollen, dass sie auch einander die Herrschaft ab- 
ringen wollen, kann die nationale Autonomie gewiss nicht hindern und insoweit 
hat Meissner gewiss recht. Das ist eine Grenze der nationalen Autonomie. 

Aber zum Glück gibt es auch andere Klassen. 

Die ganze Bourgeoisie ist an der Aemterfrage mitinteressiert, indirekt und in 
abgestuften Graden beteiligt. Ihr Hauptinteresse aber ist wirtschaftÜch. Ihr 
[ [. Wirtschaftsinteresse erfordert eine ruhige, geordnete Administration, ja eine starke 
'^ II Staatsgewalt gegen das aufstrebende Proletariat. Sie macht den Amtssprachenrumm 
mit bis zu einem gewissen Grad, dann aber lässt sie regelmässig seil Jahrzehnt! 
j;_ '-— i'.ektuellen im Stich und rettet sich unter den Absolutismus, Feudalismus, 
imus oder auch den § 14 vor ihren studierten Söhnen, 
i-um geht der Amtssprachenstreit immer aus wie das Hornberger Schiessen! ■ 
'.. rum gerät ein Herr v. Schönerer, ein Kramar plötzlich an die Spitze der | 
ganzen Nation und ist plötzlich von allem Gefolge und allen guten Geistern I 
verlassen. 

Und das gleiche Stimmrecht ist — bürgerlieh gesehen — die Form, unter der 
das vereinigte Spiessertum seine studierten Söhne politisch unter Kuratel gesetzt 
und die immittelbarc parlamentarische Herrschaft der wirtschafthchen Klassen her- 
gestellt hat. Die Brotfrage der Studierten wird es noch immer interessieren, m 
interessieren, aber nie so viel als Haferpreis und Arbeitswilligenschutz. Das goldene d 
Zeitalter der politisierenden Exstudenten ist vorbei. 

Aber die Amtssprachenfrage ist auch eine nationale Frage. Das heiset sie inter- 
essiert unzweifelhaft alle Klassen der Nation und also auch das Proletariat. 

Das Proletariat ist kein Schemen, kein Ideal von Selbstlosigkeit, auch diese 
Klasse verficht ihr Klasseninteresse als ein ökonomisches. Nicht in einer idealistischen 
Selbsüosigkeit hegt ihre Tugend, sondern in ihrer materiellen Selbstsucht: Weil sie 
eben heute das selbstische Interesse der überwiegenden Volksmehrheit und für die 
Zukunft das Nationsganze vertritt, handelt sie national, auch wenn sie 
dessen gar nicht bewusst ist. Die hohe ethische Mission des Proletariats ist 
hier wie im allgemeinen keine subjektive Tugendhaftigkeit, sondern objektive Not- 
wendigkeit. Man schmeichelt dem Proletariat durch ihre Betonung nicht ungebühriich, 
aber man nützt ihm nicht, wenn man den gesunden Instinkt entwicklungsf Ordern der 
Selbstbehauptung durch ethisierendes Gerede benebelt. 

Wenn wir die Amtssprache eine nationale Sache nennen, sagen wir, dass sie 
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zwar auch die bürgerlichen Klassen berühre, aber lange nicht so stark wie '•' 
das Proletariat. 

Aber natürlich kann sie diese Klasse der Gesellschaft nur in ganz anderer 
Richtung interessieren. Sind Bourgeoisie und Proletariat die Gegenpole jeder mo- 
dernen Gesellschaft, so müssen auch in dieser Frage die Interessen beider Klassen 
auseinandergehen wie Süd und Nord. 

Wir sehen sofort, dass dem so ist. 

Die bureaukratische Klasse sitzt in den Aemtern. Ist sie der Bourgeoisie ganz 
fremd wie in Russland, so mag die Bourgeoisie daran denken, sie zu stürzen, zu 
entfernen und zu ersetzen. Unsere Bureaiikrade ist ein Zweig der Bourgeoisie, mit , 
ihr versippt und verschwägert, jener Zweip, durch den sie regiert, mit dem sie \/ 
die Untertanen züchtigt; die Bourgeoisie sitzt im Amt: nicht das Amt selbst, sondern 
nur wer drinnen sitzt, ist für sie die Frage. 

So weit aber sind wir doch als Sozialdemokraten hoffentlich orientiert, dass 
wir wissen: Nicht die Proletarier sitzen im Amt, sondern andere; das Proletariat 
gerade ist das Objekt, das leidende, misshandelte oder zum mindesten regierte Objekt 
des Amtes. 

Wir sehen das Amt von unten und von aussen, von innen aber sehen vrir 
höchstens die Gefängnisse. 

Wir imd damit die Nationen als Gesamtheiten besitzen das Amt nicht, haben 
überhaupt keinerlei Recht auf das Amt, keinerlei faktische Macht über dasselbe. 

Und also ist unsere erste Frage die nach dem Recht auf das Amt, im 
einzelnen imd im gesamten. Und wenn wir jetzt an dem bureaiikratiachen Sprachen- 
streit der Aemter ohne weiteres teilnehmen wollten, käme mir das so vor, wie 
wenn ein Obdachloser, der nicht eine Hundshütte besitzt, sich darüber erhitzen 
wollte, ob man ein Palais besser im Empirestil oder sezessionistisch einrichtet. 

Das Proletariat aber ist amtspolitisch obdachlos und darum hat es mit Recht 
die Amts sprachen frage nicht beachtet und aus gutem Instinkt nie verstanden — 
einzelne Seiten der Frage ausgenommen, über die ich später mich äussern werde. 

Es sind nur wir Intellektuelle in der Partei, die wir bis jetzt zu diesen Dingen 
ein Verhältnis haben. Und gerade wir haben einen doppelten Grund, vorsichtig zu 
sein. Das oben nachgewiesene spezifische Klasseninteresse der Intellektuellen kann 
in uns leicht unbewuast nachwirken, also müssen wir uns zweifach strenge prüfen, 
Und zweitens besteht immer die Gefahr, dass auch in den Reihen der Sozialdemo- 
kratie die »Repräsentanten« eine Gruppe mit Sonderinteressen bilden wie die Bureau- 
kratie innerhalb der Bourgeoisie. Haben wir nicht die sittliche Kraft — und hier 
tut sie not — dieses Sonderinteresse zu überwinden, so ersteht zwischen uns selbst 
das Konkurrenzinteresse, also ein nationaler Gegensatz unter den Repräsentanten, 
trotz der Internationalität der Repräsentierter. Diese zweite Gefahr ersteht natürlich 
nicht nur für Intellektuelle in der Partei, sondern für alle Vertrauensmänner. Und 
ich stehe nicht an, vorher zu warnen und auf die Klippe hinzuweisen, an der die 
Internationalität des Proletariats gelegentlich scheitern kann. Das Proletariat selbst 
muss hier die Augen ofienhalten. 

Weil aber das Proletariat und damit die Nation als reiner Untertan ausserhalb 
des Amtes steht, ist es gezwungen, die Amtsfrage überhaupt und im ganzen 
aufzurollen, das heisst also, sie als Verfassungs frage zu stellen, bevor es sich in ein 
Detail einlässt. 

2. Das Red>t auf das Hmt. 

Wie kann dem Volk das Recht auf das Amt zuteil werden? 

Oder geht es ohne Amt, ohne Beamte, ohne Bureaukratie, im Wege der un- 
mittelbaren Demokratie.' Das ist ausgeschlossen, für lange Zeiten ausgeschlossen. So- 
lange die Massen nicht ganz organisiert und solange sie neun und mehr Stunden 
täglich arbeiten, können sie nicht wie der athenische Bürger persönlich in der Agora 
alles entscheiden. 

Wir müssen uns also für jetzt und auf lange Zeit hinaus mit jenen Formen 
der Ver waltun gsorganisatton begnügen, welche die Bourgeoisie entwickelt hat — 
wir vergessen dabei nicht, dass sie alles eher als der Weisheit letzter Schluss sind. 



Die Aemterorgaiiisation geht heute auf zwei Grundtypen die ich zu- 

nächst als den englischen und französischen Typus unterscheiden will. Bei beiden 
wird zwischen Beschlussfassung (Legislative) und Durchführung (Exekutive) unter- 
schieden, beide beruhen auf dem Grundsatz: Beschlussfassen ist die Sache vieler 
oder aller, Durchführen ist Sache des einzelnen. In beiden Fällen ist der Durch- 
führende Bureaukrat. Der Unterschied hegt im folgenden: 

1. Die Verfassung kann so geordnet sein, dass alle Wünsche und Bestrebungen 
der Staatsbürger, alle ihre Klagen und Beschwerden, ihr ganzes pohtisches Recht 
zusammenfhessen in einem einzigen Organ, der Volksvertretung. Nur auf sie hat 
der Staatsbürger unmittelbaren Einfluss — auf die Aemter keinen. Der Gesetzgebungs- 
körper ist gleichsam der eine Brennpunkt des ganzen Staates, wo aller Wille der 
Staatsbürger zusammen strahlt und sich zum Gesetz verdichtet. Damit ist die Kraft 
des Staatsbürgers erschöpft. Alle paar Jahre einmal ein Stimmzettel, alle paar Jahre 
einmal ein Staatsorgan — der Rest ist Untertan. 

Diesem Brennpunkt gegenüber tritt ein anderer: der Kaiser oder Präsident der 
Republik mit seinem Ministerium. Das Gesetz springt von einem Brennpunkt auf den 
anderen über, der Chef der Exekutive übernimmt es, das Gesetz durchzuführen. 
Von diesem zweiten Brennpunkt strahlt nun der herrschende Wille auseinander auf 
Mittel- und LokalsteUen der Verwaltung, auf die Ai^nCer. Sie sind blosse Hilfsmittel 
des Chefs der Exekutive, er allein verfügt Über sie, niemand hat ein Recht auf das 
Amt als er, niemand ernennt Beamte als er — direkt oder mittelbar durch Er- 
nannte. Das Volk ist den Aemtern aller Stufen gegenüber reiner Untertan, der Chef 
der Exekutive alleiniger Amtsherr. 

Man sieht, dass dieses System, das wir den französischen Typus nennen, ebenso 
yfunktioniert in der französischen Republik wie in Russland. Die Frage : Republik oder 
■ Monarchie ist für dasselbe gleichgültig. Charakteristisch ist ihm die vollständige Mono- 
l'pohsierung des Imperiums, der Regierungsgewalt durch eine vom Zentrum bis in die 
Lokalstelle und bis auf den einzelnen Staatsbürger unmittelbar einwirkende Bureau- 
kratie. Die Regierungsgewalt ist monopolisiert — was nicht hindert, dass in 
der blossen Verwaltung zum Teil Selbstverwaltungskörper mitwirken. 

3. Die Regierung kann auch in ganz anderer Weise eingerichtet sein. 

Die Menschen sind über den Staatsboden nicht ausgestreut wie lose Körner, 
sie gliedern sich in örtliche und persönliche Verbände. Die Ortsverbände sind ins- 
besondere durch die Ansiedlung gegeben: Ortschaft, Stadt, Bezirk, Kreis, Land. 

. nun, wenn jeder Verband sich selbst regiert? Jede Gemeinde wählt ihren 
i i' assenden Körper, nach dessen Willen die Gemeinde regiert wird, ganz 
-,'■ . Vorbehalt! Natilrhch können die Gemeinde bürget dies nicht unmittelbar, 
denn ]eaer geht seinem Berufe nacli. Sie bestellen eine beschlussfassende Körper- 
schaft, die das volle Imperium besitzt. Beschliessen ist Sache aller, Durchführen 
Sache des einzelnen. Somit bestellt diese Körperschaft einzelne als Beamte, sie ver- i 
fügt über ihre Beamten und niemand anderer hat ihnen zu befehlen. Andere Aemter i 
aber gibt es in der Gemeinde nicht, sie hat das Imperium vorbehaltlos. 

Das hindert nicht, dass sie den Beschlüssen des nächsthöheren Verbandes 
unterworfen ist und ihre Durchführung nicht verweigern kann. Der Kreisverband 
ist genau so organisiert, auch er hat vorbehaltlos das Imperium, seine eigene Bureau- 
kratie, die ihm allein untersteht. Und so ordnet sich Verband an Verband, bis der 
höchste eben den ganzen Staat ausmacht, der in gleicher Weise aus einer beschluss- 
fassenden Körperschaft (house of commons) besteht, die zur Durchführung ein 
Komitee aus eigener Mitte bestellt (das englische Kabinett), welches wieder einzelne 
f bureaukratische Organe ernennt. 

■ Dies der Grundgedanke des englischen Systems. Es ist nicht notwendig demo- 

■ kratisch. Auf jeder Stufe kann ein enger Kreis Privilegierter den Verband zusammen- | 
B-Ktzen. er kann also aristokratisch oder plutokratisch gestaltet sein, die Staatsver- 
Ffusung kann dabei monarchisch oder republikanisch sein, all das ist für die Grund- i 
Hidee dieser Behördenorganisation gleichgültig. 1 
B Und doch unterscheiden sich beide Organisations formen fundamental, 

■ Bei dem letzteren Typus hat jeder vollberechtigte Staatsbürger ein unmittel- | 
B bares gleiches Recht auf alle Aemter vom Lokalamt bis zum Ministerium. Er tiUgt 



a gesamte Imperium mit, das er selbst tlurcii sein Stimmrecht im Verein mit 
allen Mitbürgern ausübt. Es ist seine Sache, das eine Imperimn entsprechend 
entweder in der Ortschaft oder im Bezirk oder im Kreis oder im Staat auszuüben. 
Er wird natürlich alles, was möglich ist, in der nahen Gemeinde erledigen, den 
höchsten Verband nur mit den höchsten Aufgaben belasten und nur mit jenen, die 

I alle angehen. Keinem Amte gegenüber ist er blosser Untertan, alle Aemter sind 
zugleich seine Aemter, alle Bureaukraten in gleicher Weise seine Diener. 

Zugleich aber — und das übersieht man bei uns so gern — besteht doch eine 
reichgegliederte Bureaukratie, welche faktisch verwaltet. Das Volk hat sich die 
Regierung vorbehalten und bestellt zur Verwaltung geschulte Fach- 
leute. Auf dem Kontinent hat man dieses System so gründlich missverstanden, dass 
man die Regierung den Bureaukraten vorbehalten und an der Verwaltung Laien 
hat teilnehmen lassen, was man »Selbstverwaltung« nennt. Man hat also den Bock 
zum Gärtner und den Gärmer zum Gebieter über die Schafe gemacht und wundert 
sich über die gärtnerische und züchterische Unfruchtbarkeit des Gedankens. 

Diese Bureaukratie ist aber nicht hierarchisch geordnet. Die Beamtenschaft der 

i Gemeinde, der Grafschaft und der Ministerien sind voneinander ganz unabhängig. 

I Der Chef eines Lokalamtes kann höhere Bezüge haben als der eines Zentralbureaus. 
Jeder wird bezahlt nach seiner Leistung und die Bureaukratie fühlt sich dabei weit- 

I aus wohler als bei uns. Sie hat viel zu arbeiten, reichlich zu leben und nichts zu 
befehlen. 

Jeder Verband also der Amtsherr seiner Aemter, der Beamte weder absoluter- 
Gebieter des Volkes noch rechtloser Botmässiger seiner Vorgesetzten, sondern geach-i 
teter Diener seiner Körperschaft, die seinen Rat braucht und sucht, und weit undi 
breit keine Möghchkeit einer bureaukratischen oder autokratischen Herrschaft — das! 
ist jenes Amtssystem, für das die Ausdrücke Monarchie und Republik, Aristokratie] 
und Demokratie unzulänglich, die üblichen staatsrechtlichen Kategorien unbezeich- 
nend sind und das doch allein das Recht des Volkes auf das Amt garantiert. 
Es ist nicht Selbstverwaltung — dieser Name entspringt einem MissverstHndnis und, 
drtlckt eine Missbildung aus — sondern Selbstregierung, Selfgovernment, 
Autonomie. 



3. Das Hcmtcrrccbt und die Sozialdemokratie, 

Diese Autonomie schwebt uns Sozialdemokraten vor, auch wo wir nicht von 
nationalen Dingen reden, sie ist einfach unser Organisationsprüizip in der Partei wie 
im Staate. Und die nationale Autonomie ist nur ihr Spezialtall, eine konsequente 
Anwendung des allgemeinen Grundsatzes, der dem Proletariat eingeboren ist, auf 
eine besondere Materie, auf die spezifisch nationalen Verbände. Die Selbstregierung 
der Nationen ist uns eine Selbstverständlichkeit gewesen seit jeher! 

Die Nation wohnt geschlossen in Ortschaften, Städten, Bezirken, Kreisen 
und Ländern. Da sie auf allen Stufen über alle Aemter verfügt, ist es selbstver- 
ständlich, dass sie, autonom geworden, nur diejenigen bestellt, die ihr genehm sind. 
Die Sprachenfrage kann im geschlossenen Sprachgebiet gar nicht auftauchen. Wo 
dabei die Nationsgenossen viel mit Fremden verkehren, werden sie selbst Wert 
darauf legen, im Amte Leute zu haben, die die Sprache der Fremden verstehen — 
da sie diese Leute vollständig in der Hand haben, kann ihnen auch keine Gefahr 
daraus erwachsen. Für neun Zehnteile unseres Staatsgebietes ist unter der Herrschaft 
der Autonomie die Entstehung eines Amts sprachen Streites ausgeschlossen. 

Bleiben die gemischtsprachigen Gebiete, wo unter allen Umständen gemischte 
Aemter bestehen müssen. Von selbst, automatisch löst das System der Autonomie 
natürlich hier die Frage nicht. Hier erst treten die zwei Elemente in Erscheinung, 
die vrir oben entwickelt haben. 

Die Sprachenfrage im Amt ist, abgesehen von ihrer Bedeutung für das Nations- 
ganze, i. eine sprachliche oder administrativ- technische, 2. die ökonomische Klassen- 
frage der Angestellten. 

Unzweifelhaft liegt es im Interesse des Nationsganzen, auch im gemischt- 
sprachigen Gebiete Beamte ihrer Nation zu haben, sie ist mitinteresaiett am Klassen- 
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kämpfe dieser AngesteUteD, daran, dass sie angestellt werden. A__ uti N.onkurren^ 
mehrerer Nationen ergibt sich, dass Beamte jeder der Nationen angestellt werdeii,» 
und ohne das kann sich keine Nation im Kampfe beruhigen. Welches kann dann'J 
der denkbare Abschluss dieses Kampfes sein: Doch nichts anderes als die 
haltnismässige Beamtung, als die Anstellung von Angehörigen beiderJ 
Nationen, nach dem Machtverhältnis der Nationen, das in einer soziahBti sehen Gesell-J 
Schaft nur das Verhältnis der Volkszahl sein kann.* Zweifellos ist, dass die b\. 
kratische Klasse hauptsächlich in gemischtsprachigen Gebieten an die nationale Ex-' 
pansion, an Entnationalisierung denkt, ebenso ausgemacht ist es unter Sozialdemo-r -' 
kraten, dass das Nationsganze an solcher Expansion kein Interesse hat. Nur so weit 1 
deckt sich das Klasseninteresse der bureaukratischen Schichte mit dem Nationsinter- f 
esse und so weit löst die verhültnis massige Beamtung die nationale Seite der Amts- J 
frage. Es bleibt also noch die sprachliche, sie ist rein technischer Natur, eine Lern- , 
frage für die Beamteten und eine Kostenfrage für den Amtsherrn, In jedem Falle I 
kann da statt zweier einsprachiger ein zweisprachiger Beamter gesetzt werden undJ 
es ist absolut nicht abzusehen, warum die Nation von dem Beamten, nachdem siel 
ihm die Anstellungsmögüchkeit gesichert bat, nicht die Erlernung einer zweites J 
Sprache fordern dürfte.** 

Im ganzen Staatsverbande und später einmal in der grossen Internationale^ 
stüssen viele Idiome zusammen. Auch hier bleiben die zwei Elemente der Frage 1 
wirksam. Die Verhältnismässigkeit in der Beamtung und Repräsentation verhindert 1 
jede nationale Zurücksetzung, sprachlich aber kompliziert sich die Aufgabe. Hier j 
hilft nur die möglichst vielsprachige Erziehung einerseits und die Festsetzung einer 
Vermittiungssprache anderseits. 

Aber dieses Privileg der Sprache kann bei der festgesetzten verhältnismässigen 
Teilnahme aller an der öflenüichen Gewalt nicht mehr zu einem Privileg einer Na- 
tion oder einer nationalen Klasse ausschlagen. 

Ich finde also den Punkt nicht, wo das Prinzip der nationalen Autonomie für ] 
die Sozialdemokratie, für uns und unser Progi^amm, in der Amtssprachen frage 
sagen würde. Für anderes aber als für uns selbst sind wir nicht i 
antwortlich. Und das Ist taktisch wichtig! In den gemischtsprachigen Gemeinden ] 
zum Beispiel herrscht eine Zensusclique, eine Minderheit Über eine fremdsprachige 1 
Mehrheit. Und aus dem grossen pohtischen und sozialen Unrecht folgt das kli " 
«pTHchliche. Hierin speziell Partei zu nehmen und den besonderen Sprachenkrieg in ] 
[ .iL- iL. ■■ erung allein mitzufübren, ist nicht unsere Aufgabe, wenn wir nicht das ] 
politisch und sozial irreführen wollen. Mögen sich die anderen um die 
>i s Amtes streiten, wir kämpfen um das Amt selbst, um die Aemterord- 
nung, um die ganze nationale und internationale Organisation des Staates selbst und ] 
dem nationalistischen Kläffer rufen wir zu: Was kannst du, armer Teufel, bieten? 

Ich habe diesmal nur die allgemeine prinzipielle Seite der Amts Sprachenfrage er- 
läutert und konnte auf das Gewirr von Einzelfragen nicht eingehen, die aus unserem 
staaüichen Chaos entspringen. Auch dafür wird Gelegenheit sein und in den konkreten 
Einzelheiten wird sich zeigen, wie sich das Interesse des Proletariats an der Geschäfts- 
sprache des Amtes abstuft, wie recht die Sozialdemokratie hat und wie geistesarm i 
der bürgerliche Nationalismus selbst in jenen Fragen ist, die seit Jahrzehnten den ] 
Inhalt seiner Politik ausmachen. Wir können ihn auf allen Gebieten in die Schranken ] 
fordern, wir haben nichts zu fürchten ! 



* Die Verhältnismässigkeit in der Teilnahme an der öffentlichen Gewalt ist ein gesicherter^ 
alter Grundsatz jeder Demokratie. Genosse Meissner hat recht, wenn er meint, das9 dieser FbUV 
nicht erst durch das Prinzip der nationalen Autonomie Relöst wird. ■ 

** Die Zweisprachigkeit der Beamten ist der Zweisprachigkeit des Amtes vorzuziehen, bd I 
welcher Beamte verschiedener Sprache nebeneinander a 



II. Die Grundlagen des geltenden Rechtes der 
Hemter. 

Jedes Prinzip muss sich in der Praxis des Einzelfalles bewähn'^i, wenn es auch 
niemals alle Einzelfälle erschöpft. Ein solches Prinzip auf dem Gcüiete der Politik 
ist die nationale Autonomie. Ihr politischer Wert kann nur in der Anwendung auf 
die Praxis erprobt werden, und zwar in zweifacher Weise: Erstens gedankhch und 
kritisch, als Massstab der Beurteilung dessen, was ist, was gehenden Rechtes, und 
was Programm der Parteien ist; zweitens praktisch und organisatorisch, als Grund- 
riss dessen, was an Stelle des Bestehenden gesetzt werden soll. 

Wir haben jüngst die allgemeinen Grundsatze der nationalen Autonomie ent- 
wickelt, wir gehen nun daran, sie als kritischen Wegweiser durch das Gestrüpp 
unserer Sprachenpolitik und unseres Sprachenrechts zu verwerten. Der Stoff ist ge- 
waltig, wir können ihn nicht auf einmal meistern. Insbesondere müssen wir die 
Untersuchung vorläufig zurückstellen, wie das Klasseninteresse des Proletariats sich 
zu den einzelnen Fragen des Amtsrechts stellt, solange wir die Rechtsgrundlagen 
unserer Sprachenordnung nicht entwickelt haben. Sie sind im Artikel XIX des 
Staatsgrundgesetzes Über die Rechte der Staatsbürger gegeben und sind zweifacher 
Natur: sie ruhen einerseits auf der allgemeinen Gleichberechtigung der Sprache und 
anderseits auf der Beschränkung dieser Gleichberechtigung auf bestimmte Gebiete. 
Beide Punkte sind nunmehr kritisch zu behandeln. 

1. Die Glcicbbcreditigung. 

»Die Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und 
öflentUchem Leben wird vom Staate anerkannt« — so verordnet der Artikel XIX 
unseres Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger. Seit der 
WenzeUbader Tschechenversammlung vom ii. März 1848 bis heute, also durch 
bald sechzig Jahre, fordern alle nichtdeutschen Nationen diese »Gleichberechtigung 
der Sprachen«, selbst der grösste Teil der Deutschen gesteht sie im Prinzip zu — ■ 
wer wäre so unmodern, gegen irgend eine Gleichberechtigung aufzutreten ! Aber 
obwohl sie nun durch vierzig Jahre grundgesetzlich verbürgt ist, hat der Sprachen- 
krieg noch kein Ende. 

Woher das kommen mag? 

Das Staats grundgesetz erkennt den Sprachen Rechte zu — es übertrifit noch 
jene mittelalterlichen Volksgerichte, welche den Tieren Prozesse machten. Eine Sprache 
kann juristisch ebensowenig ein Recht haben als ein Pferd etwa kraft der Straf- 
bestimmungen über Tierquälerei. Wenn das »Recht« der Sprache verletzt wird, 
kann sie enva Prozess führen? Oder gibt es eine Popularklage, kraft deren ieder 
Beliebige als ihr Anwalt das Verwaltungsverfahren einleiten kaim? Die Ausdrucks- 
weise des Gesetzes ist unjuristisch und unkonkret, unkonkret sind auch alle Partei- 
programme, die von Gleichberechtigung der Sprache, von nationaler Gleichberech- 
tigung reden, 

Parteiprogramme sollen sich parlamentarisch durchsetzen, und sie tun dies als 
beschlosseneGesetze. Ein Gesetz ist im allgemeinen technisch dann vollkommen, wenn es 
den Berechtigten und Verpfhchteten unzweifelhaft feststellt und den Umfang des 
Rechts und der Pflicht scharf begrenzt. Nichts von alledem leisten das Staatsgrund- 
gesetz und unsere Parteiprogramme. Also müssen wir, um zu beantworten, was 
denn diese Gleichberechtigung wirklich beinhalten kann, erst eine verwickelte ge- 
dankliche Untersuchung anstellen, um aus der gestaltlosen Gleichberechtigung die 
berechtigten und verpflichteten Personen, das Recht und die Pflicht herauszuschälen. 
Gelingt uns dies, so wird uns die Zwei-, ja Vieldeutigkeit der »Gleichberechtigung« 
I erst offenbar werden. 

I Wer sind zunächst die denkbaren Berechtigten und Verpflichteten? 

I Das Gesetz kann Rechte und Pflichten der Staatsbürger als Einzelpersonen 

I im Auge haben. Dann sagt es : Jeder Staatsbürger bat neben dem Rechte, als Privat- 
I mann jedes beliebige Idiom zu gebrauchen, das aus der persönlichen Freiheit des 
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Individuums fiiesst, noch das besondere Recht, eine oder meh; 1 — idesüblichen 

Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Leben zu gebrauchen, zugleich hat jeder 
Staatsbürger die Pflicht, dieses Recht des anderen zu achten. 

Das Gesetz meint offenbar mehr: es spricht von der Gleichberechtigung der 
»Sprachene. Eine Sprache ist ein Gemeinsames einer ganzen Nation, das formale 
Verbindungsmittel aJler Nationsgenossen, das Schatzkästchen ihrer Kultur, um ein 
Wort Jaures' auf sie zu übertragen. Es ist also nicht ausgeschlossen, dass dem Ge- 
setz ein Recht des Nationsganzen vorschwebt. Dann vrilrde es hier im besonderen 
wiederholen, was es im ersten Absatz des Artikels ig angeordnet hat, nämhch, dass 
ijeder Volksstamm ein unverletzHches Recht auf Wahrung und Pflege seiner Sprache 
besitzt« mit dem Zusätze sauf Wahrung und Pflege seiner Sprache in Schule, 
Amt und öffentlichem Leben«. Wo könnte er denn sonst seine Sprache 
pflegen? Es bhebe doch nur der Privatunterricht und die Privatforschung in der 
nationalen Sprache übrig. 

Als Verpflichtete hessen sich gleichfalls die anderen Nationen denken, die 
dieses Recht anerkennen und achten, die diese Sprache in Wort und Schrift, in 
Reden und Aufschriften über sich ergehen lassen müssen (Strassen-, Firmentafeln, 
Plakate etc.) 

Wie man sieht, kann die Gleichberechtigung individuell oder kollektiv gefasst 
werden, kann sie die einzelnen Nations genossen als Staatsbürger oder das Nations- 
ganze betreffen, sie kann vielleicht beides zugleich. 

Indessen denkt das Gesetz, das von Amt und Schule spricht, offenbar noch 
an sonstige Verpflichtete als die anderen Staatsbürger und anderen Nationen, es be- 
gründet auch Rechte gegenüber dem Staat und seinen Organen. Es will wofd sagen : 
Der Staat und seine Organe sind verpflichtet, jeden Staatsbürger in seiner Sprache 
auf mündüches oder schrifdiches Anbringen hin anzuhören. Diese Verpflichtung 
des Staates scheint nach unseren Einrichtungen nur den Individuen gegenüber denk- 
bar, nur individuell zu verstehen. Wir können uns vorläufig noch nicht vorstellen, 
dass der Staat eine ähnliche Pflicht dem Nationsganzen gegenüber 
haben könnte. 

Andere mögUche Rechts- und Pflichtsubjekte als Individuum, Nation und Staat 
lassen sich nicht erdenken. 

Inhaltlich aber ist das sogenannte Recht einer Sprache keineswegs mit dem 

( -»Sprechendürfena erschöpft. Für Monologe ist die Sprache nicht erfunden, auf 

tcidc Rciic- ,jebührt eine Antwort, die wir verstehen müssen, wenn wir nicht umsonst 

,.f -[,-..• - haben wollen. Das Sprach eure cht hat auch seine zweite Seite, das »Ver- 

r.en«. Inwieweit ist auch diese passive Seite in die Gleichberechtigung 

^ ^.ii?* Hat der Staatsbürger, der aktiv gleichberechtigt ist und also in Schule 

und Amt seine Nationatsprache sprechen darf, auch ein Recht darauf, dass Kund- 
machungen, Embleme, Münzen, Staatsnoten etc. in seiner Sprache abgefasst sind? 
Wie weit geht dieses Recht? Ist es auch auf die landesüblichen Sprachen einge- 
schränkt ? 

Man sieht: die allgemeine Norm der Gleichberechtigung der Sprachen lässt 
sowohl den Inhalt des Rechts, als auch die berechtigten und verpflichteten Subjekte 
im Unbestimmten, sie gibt kein Rechtsmittel an die Hand, sie ist ganz leer, das 
unfruchtbarste Prinzip, das wir finden konnten. Wenn das subjektive Recht nach 
dem Ausspruch der Rechtslehrer eine konkrete »Willensmacht der Person« begründet, 
diese Norm schafft weder dem einzelnen Staatsbürger noch der Nation eine solche Macht. 

Für irgend etwas muss sie aber doch da sein ! Und in der Tal — ganz wertlos 
ist sie nicht. Sie kann lückenlos** nur als Verhaltungsmassregel der Be- 

* Gerichtsverhandlungen sind öffentlich, diese Oeffentlichkeit hat nur einen Sinn, wenn die 
Zuhörer verstehen können, was vorgeht Setzen wir den rein akademischen Fall, in Innsbruck 
würde eine Strafsache rutheniseh verhandelt. Welche praktische Bedeutung käme einer solchen 
Oeffentlichkeit noch zu? Für den einsprachigen Nationalstaat genügt zur Begründung derOeffent- 
üehkeit die FreizugängUchkeit, weil das Verslehenkönnen von seihet gegeben ist. In gemischt- 
sprachigen Staaten wird das dort stillschweigend Gegebene zweifelhaft, juristisch relevant und der 
rechtlichen Regelung bedürftig. 

** In einzelnen Punkten nur fliesst aus dem Artikel XIX ein subjektives Recht. Das ändert 
die Sachlage in der Hauptsache nicht. 
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b Orden versranden werden, als Anweisung für die Bureaukratie, als politische Pflicht 
des Ministeriums, deren Einhaltung im Parlament durch die Parlamentsmehrheit er- 
zwungen — oder verhindert wird. Wir beginnen zu verstehen. Bourgeoise 
Klassen, die mit der bureauitratischen Herrschaft in innerster Seele verwachsen und 
also einverstanden sind, können auf gar keine andere Regelung verfallen. 
National Parteien noch dazu, die vom nationalen Streite leben, haben auch nicht das 
geringste Interesse, subjektive klagbare Rechte der Nationseinzelnen und der Nations- 
gesamtheit zu begründen und deren Durchsetzung einfach dem Gerichte zu über- 
weisen — der Richter vrürde sie ja überflüssig machen. Es ist ihr Daseinsgrund, 
die Rechtsansprüche der Nation den parlamentarischen Parteien zur Durchsetzung 
zu überlassen, sie also nur als politische Verhaltungsmassregel den Ministern an- 
■n, die sich ihnen zu verantworten haben. Diese Form der Regelung 
spezifische Klasseninteresse der administrativen wie 
der repräsentativen Bureaukratie, der Beamten sowohl wie der bürgerlichen 
Vertreter. 

Ebenso offenbar ist es nun auch, dass die Nationen selbst und das Proletariat 
das entschiedene Klasseninteresse besitzen, die ganze Materie so zu regeln, dass dem 
einzelnen wie den Nationen als juristischen Personen klagbare, richterlich erzwingbare 
subjektive Rechte zustehen. Dann erst ist das Sprachenrecht der Politik entzogen 
und dem Recht und Gericht wirklich unterworfen. 
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2. Das Spradigebiet. 

Jedes Amt ruht auf zwei objektiven Voraussetzungen: erstens auf seiner fest- 
gesetzten Kompetenz, das ist den rechtlichen Aufträgen und Vollmachten, die ihm zu- 
kommen — sie sind für uns nicht von Interesse. Zweitens auf der örtlichen Kompetenz 
Jedes Amt hat seinen Sprengel. Dieses abgegrenzte Gebiet beschrankt teils die 
räumliche Sphäre der Amtshandlungen — ausser ihm amtiert ein anderes Amt 
gleicher Art — teils grenzt es den Kreis der Personen ab, die diesem Amte 
unterstehen. .^^ 

Zwei Elemente enthält also der Begriff des Sprengeis: i. eine Raumsphäref. 
2. einen Menschen(Untertanen)verband. 

Kann diese Raumsphäre beliebig abgegrenzt werden? Unterliegt die Zusammen- 
fassung oder Trennung der Amts Untertanen durch die Sprengeleinteilung der Willkür? 
Sind diese »Untertanen« eine willenlose Masse, die man zusammentut oder aus- : 
einanderlegt nach Passion, oder gibt es bestimmende Gründe für die Einteilung? l 
Oder bilden sie nicht blosse Maiskörner im Sack, die man umleeren kann, sondern / 
tatsächlich wollende Gemeinschaften? 

Wieviel von der Beantwortung dieser Frage abhängt, fällt uns auf, wenn wir 
an die nationalen Grenz- und Mischgebiete denken. Wir erinnern uns, dass nach 
1848 in Böhmen zuerst eine Sprengel ei nteilung nach nationalen Siedlungsgebieten 
erfolgte, die später, unter Bach, umgestossen und zugunsten einer Mischeinteilung 
verlassen wurde, die bis heute fortbesteht. Die Gemeindegrenzen und die Kronlands- 
grenzen sind verfassungsrechtlich fixiert, die Mittelgebiete nicht. Auf die Sprengel- 
frage hat unser Sprachenrecht kein Gewicht gelegt. Der Artikel XIX verordnet die 
Gleichberechtigung der »landesüblichen« Sprachen und dieses Wort landesüblich 
ist die einzige Norm für den örtlichen Sprachenge brauch. Landesübliche Sprache 
ist nicht gleichbedeutend mit im ganzen Lande übliche, auch nicht gleichbedeutend 
mit Landessprache, ja nicht einmal mit »einer im Bezirke übhchen Landessprache«. 
(Niederösterreich kennt nur die deutsche Landessprache, trotzdem ist für einzelne 
Gemeinden das Tschechische als landesüblich erklärt worden.) Es gibt eigentUeh 
keine strikte Definition für den Begriff, dessen Inhalt von Land zu Land, von Judikatur 
zu Judikatur abweicht, so dass heute die faktische Uebung zu entscheiden scheint. 

Nun hat sich der bürgerhche Nationalismus schon längst der Sprengelfrage 
bemächtigt, er hat in der räumlichen Abgrenzung der Amtssprengel das eigentliche 
Wesen der nationalen Autonomie gesehen und glaubt nun das Geheimmittel zu be- 
sitzen, wodurch alle nationalen Schwierigkeiten überwunden werden. Die Koerberschen 
Vorschläge vom Jahre 1903 sehen vor: nlm Interesse der Erzielung möglichst ein- 



sprachiger Behörden wären die Verwaltungs- und Gerichts bezirke derart umzugestalten, 
dass die Gerichtsbezirke in der Regel nur einsprachige Gemeinden, die politischen 
Bezirke in der Regel nur einsprachige Gerichtsbezirke umfassen«. Darnach »wären 
grundsätzlich bei den 1 an des fürstlichen Behörden drei Sprachgebiete zu unterscheiden : 

I I. ein einsprachig böhmisches (hes tschechisches), 2, ein einsprachig deutsches, 3. ein 
M zweisprachiges Sprachgebiet«. Üebrigens hat das Ministerium Koerber schon 1900 mit 

II der Kreisvorlage ein genaues Abgrenz ungselaborat vorgelegt. 

, Die tschechische Bourgeoisie widersetzt sich dieser Abgrenzung unter dem Vor- 

yi/ wände, dass sie eine Landeszerreissung bedeute. In der Tat verlangt sie von den 

ll\ Tschechen die Preisgabe einer alten, heilig gewordenen Ideologie und da fragt es 

|Usich: wem zuhebe? Den Bedürfnissen irgend einer Bureaukratie zuliebe dies zn 

'tun, verlohnt sich des Opfers wahrlich nicht. 

Ist denn die Sprengelfrage nichts als die Raumfrage für den Betätigungseifer 
von Bureaukraten? Wohnen in diesem Räume nicht lebende Menschen? Hat man 
diese nicht selbst zu fragen? 

Die Amtsuntertanschaft ist ein ganz passiver, willenloser Verband. Anders kann 
sich die bürgerliche Herrenpolitik ihn nicht vorstellen. Wir Sozialdemokraten können 
diese Vorstellung nie und nimmer teilen. Das Amtsvolk ist uns auch der Amts- 
herr. Der rein passive Verband, die blosse Untertanensumme, wird uns zum aktiven 
Verband, zur Gebietskörperschaft, die sich selbst regiert. Bringen die J's'^hechen in 
Deutschböhmen das Opfer des Verzichtes auf ihre alte Herrenideologie, so bringen 
sie es nicht mehr einer Bureaukratenkaste, sondern einem Volk, und indem sie es 
dem deutschen Volke bringen, erobern sie' sich zugleich für ihr eigenes Volk die 
gesamte Lokalgewalt. Sie erobern erst in Wahrheit das Amt, erobern sich ihre eigene 
lokale BureaukraDe, die nicht etwa vertrieben, sondern von den lokalen Gebiets- 
körperschaften übernommen und gleichsam mediarisiert wird. Diese Umgestaltung 
ist, wie auf der Hand liegt, ein gemeinsames Interesse aller Völker, ein eminent 
nationales und internationales Postulat. 

Stellt man die Frage so — ein Sozialdemokrat kann sie anders nicht stellen 
— so wird sie aus einer äusserlichen, mechanischen Gebietsabgrenzung zu Herrschafts- 
zwecken zu der Konstituierung des Vollces selbst in stufenweise einander üher- 
L geordneten und beigeordneten Körperschaften des öffentlichen Rechts. Der bürgerliche 
■Nationalismus verhält sich zur sozialdemokratischen Nationalpolitik wie die Schale 

K-.rn, wie der Ornat zum Herrscher. 

.'•iin ist nicht mehr die Grenzlinie, sondern der natürliche Volks verband die 

^K.'' che und dieser ist überwiegend ein nationaier. Nun begreifen wir sofort, 

s in einem gemischtsprachigen Bezirk nicht die Zweisprachigkeit eines Amtes 

f genügt; Wir haben zwei Völker in einer Gemeinde, also müssen wir die Deutschen 

und Tschechen getrennt in je einer Nationalgemeinde organisieren, die jede die 

Amtshoheit über den Personenkreis ihrer Nation .innehat und in allen trennbaren 

nationalen Angelegenheiten allein verwaltet. Die gemeinsamen Angelegenheiten des 

Gebietes kann selbstverständlich nur eine verhältnismässig zusammengesetzte gemein- 

siime Vertretung erledigen. Um ein konkretes Beispiel zu geben : Es gibt eine deutsche 

und eine tschechische Nationalgemeinde Budweis und daneben eine proportional 

gebildete politische Gemeinde Budweis. Wie sehr auf den ersten Blick diese 

Form übeiTaschen möge ^ ist es denn nicht faktisch so? Ist das nicht der ganz 

adäquate juristische Ausdruck des faktischen sozialen und nationalen Lebens in 

Budweis? 

Was aber die Örtliche Abgrenzung der Gebietskörperschaften beti'iÖt, tut uns 
eine strenge Kritik not* Es wurde oben darauf hingewiesen, dass die bestehende 
Einteilung auf die Bachschen Regierungsmaximen zurückgeht. Wohl hat sie sich 
stark eingelebt, und sie zu ändern wird grosse Schwierigkeiten haben : Sic hat auch 
einen schweren Fehler: Nicht Bach, sondern die deutschliberale Partei hat die Kreis- 
einteilun? preisgegeben, die eigentlich historische Gcbieiseintiiiking innerhalb der 
Kronländer. Wir brauchen aber die Kreise. Nicht als kleine Statth altereien, als 
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gehenden Kritik unterzogen (III. Kap., 2 Abschn.), auf die ich hicrv 



»Kampf der Nationen* 
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Substrace von Kreis» regieriingen«, als MittelsEelleo — nein als Lokaistellen, als 

' Selbstregierungskörperschaften, welche die gesamte l.okalverwaltung führen. 

■Darüber ist noch vieles zu sagen, hier genüge der Hinweis, dass wir in Oester- 

reich keine Lokal Verwaltung, ja nicht einmal den Begrifi davon haben. Das elende 

Substrat der Gemeindeautonomie schaflt nur ein diskreditierendes Zerrbild der Selbat- 

I regierung. Dies nachzuweisen, soll Gegenstand einer besonderen Studie sein. 

I Fassen wir zusammen. Das geltende Recht kennt die Nationen überhaupt nicht, 

' es merkt bloss, dass in manchen Landesteilen vor den Amtsschalter Leute mit einer 

' besonderen »Sprache« kommen, konstatiert, dass diese Sprache fatalerweise dort herum 

I »landesüblich« und also zu berücksichtigen sei. Der bürgerücheNationahsmushatd^B 

I Bedürfnis, diese vage Landesübiichkeit streng abzugrenzen. Auch er siebt weder da*^ 

I Volk noch die Nation als aktiv wollende Potenzen, sondern bloss die Sprachgrenze - 

I und das Sprachgebiet. Die Sozialdemokratie allein sieht das Volk, die Nation unti 

sucht beide personal und territorial in Körperschaften zu organisieren. 

Und ich frage : Hat die Sozialdemokratie nicht das Recht, über die laute, ruhm- 
redige Kümmerlichkeit des bürgerlichen Nationalismus mit Geringschätzung hinweg- " 
zugehen? Dieser hat sogar das Schlagwort »Nationale Autonomie" sich angeeignet. 
Versteht er aber darunter irgend eine Form der Selbstregierung.' Keine Spur! Die 
Ortsabgrenzung für die Machtsphäre der Bureaukraten, die Entdeckung eines ge- 
schlosseneu upd gemischten Sprachgebietes — das ist alles! Und das geschlossene 
Gebiet wollen sie der nationalen Bureaukratie reservieren — das Volk selbst gewinnt 
dabei nicht den Deut an Rechten! Aber nicht einmal eine nationale Bureaukratie 
zu sichern sind sie imstande. 

Die Koerberschen Vorschläge normieren : »Die land es fürstlichen Behörden haben 
je nach dem Gebiete, auf welches sich ihr Wirkungskreis erstreckt, als einsprachig 
oder als zweisprachig zu gelten.« Nun wäre es natürhch von diesem Stand- 
punkte aus, der nicht der unsere ist, zu fordern: im deutschen Sprachgebiete 
dürfen nur Bewerber deutscher Nationahtät, im tschechischen nur solche tschechischer 
Nationalität, im gemischtsprachigen müssen Deutsche undTschechen verhältnismässig an- 
gesccUt werden. Das ist doch die gerade Konsequenz aus den Voraussetzungen. Aber 
selbst das können sie nicht. Die Nationszugehörigkeit ist keine öffentlich rech th che 
Qualität der Person nach geilendem Rechte! Merkwürdig genug. Die Arbeitsbücher 
schmiert man voll mit relevanten Eigenschaften des Staatsbürgers wie »Nase spitz», 
»Konfession römisch-katholisch a. Jeder Taufschein erzählt uns die sonderbarsten 
Dinge über den Staatsbürger — alles interessiert den Staat, nur die für uns aller- .' 
wichtigste Tatsache, die Nations zu gehörigkeit, ist kein juristisch relevantes, konstitutives 1/ 
Merkmal des Individuums. Welcher Staatsbeamter ist deutsch, welcher tschechisch r Das 
Attest darüber erteilt die — bourgeoise poUrische Partei. Sehr viele aber sind, wie 
man das witzig genannt hat, Amphibien. Zudem kann man generell nach dem 
Staatsgrundgesetze keine bestimmte. Kategorie von bestimmten Aemtern ausschhessen. 
Was die Selbstregierung ohne Härte von selbst vollbringt, kann man strikt auf 
bureauk ratischem Wege gar nicht fixieren.* 

Wohl gibt es ein administratives Auskunftsmittel, Die Beamten eines Kron- 
landes bilden in der Regel je einen Konkretualstatus. Obschon die bureau- 
kratische Jakobsleiter von der XI. bis zur 1. Rangsklasse emporführt, so hat doch 
jedes Kronland sein eigenes I.eiterchen, das in der Spitze nur mit den anderen 
z usam m enführt , 

Es lässt sich denken, dass jede Nation für sich einen Konkretualstatus ihrer 
nationalen Beamten vom Kanzhsten bis zum sogenannten Lands mann minister hiitle. 
Lassen sich doch die Nationen auch bureauk ratisch konstituiert denken. Unser 
Programm kann dies gleichfalls nicht sein. Die Selbstregierung verträgt, wie an 
anderer Stelle aufgezeigt, keine geschlossene, hierarchisch geordnete Bureau- 
kratie, sondern die Aemter jeder Stufe haben ihre eigene speziell vorgebildete, von 
den anderen unabhängige Beamtenschaft. Räumen wir aber, ohne Zugeständnis, die 

'" Oiiiie Härte würde die Selbstregierung Abhilfe schaffen. Gesetzt den Fall, es fehlte an 
deulschen Richteraro tskandidaten in Böhmen, die deutschen Köiperschaften würden nicht viel Be- 
denken tragen, deutschsprechende Tschechen anzustellen. Sind doch sie es, die die Beamten voll- 
ständig in der Hand h^en, die Ausnahme v.ürtie nicht schaden. 
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in, so läge die Aufgabe so: Innerhalb des Konkretuaistatus des 
Kronlandes sind drei Slatus aufzustellen : der Status der deutschen, der tschechischen 
und der gemischtsprachigen Beamten. 

Wer soll sich für dieses System begeistern, besser, wie soll die Mehrheits- 
nalion für die Preisgabe des Kronlaudsstatus gewonnen werden? Heisst es doch das 
allgemeine burcaukratische Privileg nur spezialisieren! Was aber ist faktisch für die 
Nationen gewonnen? Das Ernennungsrecht, die Amtshoheit bleibt dem Statthalter 
und Minister, die Schranken ihrer Macht sind rein formale und ein slawisches 
Ministerium kann solche »Auchdeutsche« anstellen und befördern, kann so viele 
»Amphibiena poussieren, dass trotz des getrennten Status die Nation unter nationaler 
Fremdherrschaft steht. Und was heute den Deutschen passiert, stösst nach dem 
gewohnten Kreislauf österreichischer Pohtik morgen den Tschechen zu. 

Man sieht sonnenklar: Auf bureaukratischem Wege ist die Aemterbesetzungs- 

frage überhaupt nicht vollkommen zu lösen. Sie haftet am Formalen. Ein vollkommen 

tschechisch sprechender Deutscher genügt den sprachHchen Anforderungen des 

/Tschechentums, ein deutschsprechender Tscheche denen des Deutschtums bureau- 

ukratisch, er kann ernannt werden. Die Nation hat dagegen keine Wafie als die 

/S politische Opposition und Obstruktion im Parlament. Man sieht- — bei dem bureau- 

|f kratischen System der zwei Brennpunkte (Seite 8) genügt ein Sandkorn, um die 

' ganze Staatsmaschine stillzusetzen. Ist das eine für den Nationalitätenstaat geeignete 

Verfassungsform und Aemterordnung? Das wird selbst der verzopfteste Bureaukrat 

nicht behaupten wollen. 



IIL Das Klassenintcressc des Proletariats an 

der Amtssprache. 

1. Die Spezlalfcagen. 

Kompetenz und Sprengel, sachliche und örtliche Zuständigkeit sind die ob- 
jektiven Bestandteile des Amtes, der Beamte und die vor ihm erscheinende Partei 
die subjektiven. Beamte uiid Partei sind es, die die Sprache in Wort und Schrift 
oBKra.iohen, sie ergreift die Sprachenordnung direkt. Hier, könnte es scheinen, 
. ^en die rein hnguistischen, administrativtechnischen Momente und das Interesse 
jsen spielt keine Rolle mehr. Wir werden sehen. 

Das Amt bedient sich der Sprache in zweifacher Weise : i. im Verkehr mit der 
Bevölkerung, das ist mit den Parteien, die sich an das Amt wenden (äussere Ge- 
schäftssprache); 1. innerhalb der Wände der Amtsgebäude, das ist im Verkehr der 
Beamten miteinander (innere Geschäfts spräche, Sprache des inneren Dienstes, auch 
kurz Dienstsprache). 

Die äussere Geschäfts spräche trifft behördÜche Akte verschiedener Art; a) die 
Aufnahme von Protokollen, Entgegennahme von Meldungen, Beschwerden, Klagen etc., 
kurz Akte, wo es der vor der Behörde erscheinenden Partei zunächst auf das »Sprechen- 
dürfen« ankommt, und alle die Amtshandlungen, die in dem einmal eingeleiteten 
Parteiverfahren nachfolgen (Sprache des Parteienverkehrs); V] amtliche Kund- 
machungen, Ladungen etc., wo es den Staatsbürgern auf das »Verstehenkönnens an- 
kommt (Ediktalsprache); c) die Sprache öffentUcher Verhandlungen, in der jeder 1 
Teil, die Parteien und die Beamten, in Rede und Gegenrede unmittelbar wechseln f 
und für alle Teile zugleich das Sprechendürfen und Verstehenkönnen wichtig ist, wo | 
insbesondere diese Wechselrede auch zwischen verschiedenen Partei en PlatzJ 
greift, auf deren Sprachenkenntnisse das Recht nicht den gleichen Einfluss hat i 
auf jene der Beamten (Verhandlungssprache). 

in den Bereich der inneren Dienstsprache fallen wieder sehr verschiedene Gebrauchs- 
arten der Sprache; «) der Verkehr innerhalb eines und desselben Amtes; Führung 
des Exhibitenprolokolls, der Registratur, das Konzept etc. (Die interne Dienst- 
sprache, im spezifischen Sinne die »Amts« spräche) ; fc) der Verkehr zwischen Amt und 
Amt (Korrespondenz- oder Verkehrssprache), wobei zu unterscheiden ist zwiichen 



dem Verkehr unter gleichgeordneten Aemtern (Ersnchsschreiben, Noten) und zwischen 1 
vorgesetzten und untergebenen Aemtern, insbesondere zwischen Zentral-, Mittel- und 
Lokalstellen (Berichte, Anträge, Verordnungen, Erlässe etc.). 

Selbstverständlich gehen die einzelnen Verwendungsweisen ineinander über. Ins- J 
besondere steht die Verhandlungssprache und die Protokollführung bei Verhandlnnged ■ 
an der Grenze des äusseren und inneren Dienstes. ■ 

Ueberdenken wir diese Unterscheidungen, so füllt uns sofort auf, dass das natio- ■ 
nale Interesse der breiten Massen und jenes der Bureaukratie und Bourgeoisie an m 
anderen Punkten einsetzen. Die Sprache des äusseren Dienstes (Punkt i) ist immer I 
und in jedem Masse Volkssache, die Sprache des inneren Dienstes ist in erster Linie 1 
und in höherem Grade Beamtensache, an der zwar die Nation als solche gleichfalls i 
interessiert ist, aber nicht so direkt und unbedingt wie an der äusseren Dienstsprache. 
Und an dieser haben auch die verschiedenen Klassen sehr verschiedenes Interesse, 
je nach der Art, wie sie mit dem Amte zu tun haben. 

Im allgemeinen sind für das tägUche Leben des Proletariats die wirklichen 
Vorgesetzten, die Beamten des Arbeiters der Unternehmer und dessen Werkführer ; 
ihnen schuldet der Arbeiter täglich Gehorsam und mit dem Staate hat er nur sehr 
selten zu tun. Anders der Bürger, er schuldet niemandem Gehorsam als dem Staats- 
organ. Der bürgerhche Geschäftsverkehr weist den Bourgeois immer an das Amt, 
dessen Edikte sind für ihn wichtig, in den kontradiktorischen Verhandlungen des 
Amtes ist er in der Regel Partei. Der Proletarier steht meist allein, meist als Gehör- 
suchender oder Verhörter vor dem Beamten. Das Schwergewicht seiner Amts- 
sprachenfrage liegt für den Arbeiter also auf der Sprache des Parteien- 
verkehrs, seine Interessen berührt allerdings auch die Ediktal- und Verhandlungs- 
sprache. 

Die Sprache des Parteien Verkehrs und die gesamte äussere Geschäftssprache sind 
die demokratische Seite des Amtsrechts, die innere Dienst- und Korrespondenzsprache 
ihre b u re au k ratische Seite. Kein Wunder, dass alle unsere Bourgeoisparieien die letztere 
voranstellen, sie alle denken bureaukratisch, mögen sie sich noch so volkstümhch 
gebärden. Kein Wunder, dass in dem alten Privilegienhause diese übertriebene Wertung 
der einen Seite den Staat in die schwerste Krisis gestürzt hat, kein Wunder, wenn 
I diese Ueberschätzung auch in Hinkunft so lange vorwaltet, als die sozialdemokratische 
I Kritik in der Oeffentlichkeit keine Umwertung dieser Werte vollzogen hat. 

2. Die Sprache des Parteicnvcckcbrs. 

Gerade in diesem wichtigsten Punkte ersteht der Schein, gerade hierin wird 
I das Missverständnis mögüch, dass die nationale Autonomie die Berücksichtigung der 
pBprachhchen Bedürfnisse erschwere, ja vereitle. 

Viele Deutsche finden als Arbeiter, Vorarbeiter, Intellektuelle ihr Brot in slawischen 
I Gebieten, viele Slawen insbesondere in deutschen. Die Diaspora der Deutschen ist 
[wohl noch grösser als die der Tschechen, nur verteilen sich die Deutscheu auf alle 
Staatsteile, die Tschechen vorwiegend auf deutsches Gebiet. Wenn die Freizügigkeit 
■'der Arbeiterschaft nicht aufgehoben werden soll, muss dem Arbeiter, der nur einej 
■Sprache spricht, auf irgend eine Weise im überwiegend fremdsprachigen Gebiet inj 
feiner Weise das Recht gegeben werden. Der Bourgeois kann sich einen Anwalt,) 
leinen Dolmetsch stellen, der Proletarier nicht. In zahlreichen Fällen ist ein Recht, i 
idas man ihm nicht in seiner Sprache gibt, einfach Rechtsverweigerung. (Zum Bei-l 
Jspicl Versammlungsrecht: Die Versammlung verboten, weil die überwachende Behörde' 
■wegen Nichtverstehens um ihr Ueberwachungsrecht käme!) 

Die nationale Autonomie aber organisiert die geschlossene Sprachgemeinschaft 
Bzur geschlossenen Verwaltung« macht. Wird durch sie die Diaspora nicht ganz rechtlos .' 
■Umgekehrt: Der bureaukratische Absolutismus Bachs mit seiner erstaunlichen Poly-4 
^lottie und Mischung der Beamtenschaft hat geradezu jedem erleichtert, Überall einen' 
|Sprachverwandten zu finden! Garantiert also die nationale Autonomie nicht einmal 
I viel Sprachenrecht als der Absolutismus? 

Hie Rhodus, hie salta I 

Ea ist eine lächerliche Ausflucht, zu sagen, niemand habe im fremden Sprach- 
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gebiet etwas zu suchen. Der Kampf ums tägliche Brot treibt die Arbeiter ebenso 
durcheinander wie der Kampf um den Profit die Bürgerlichen. Dieser zerstäubt das 
Erzeugnis eines Betriebes in tausend Warenpartikelchen über das ganze Land, und 
mit der Faktura jagt der Verkäufer jedem Partikel nach. Ist er auch sesshaft an einem 
Orte, so durchzieht er doch das ganze Land als Lieferant und Inkassant, entweder 
persönlich oder durch lohnarbeitende Kommis. 
r Und nun erschwert die nationale Autonomie nicht nur die Freizügigkeit, sondern 

■ auch den bürgerlichen freien Verkehr? Das Problem wird immer schwieriger! 

I Natürlich, weil wir uns von dem Wechselbalg, der sogenannten »Nationalen 

Autonomie«, verblüffen lassen, den sich die Bourgeoisparteien in den letzten Jahren 
zurecht gemacht haben. Sie sehen in der Autonomiefrage nur zwei Dinge: die Ab- 
grenzung und die Lernfaulheit vieler Beamten. 

Wenn die Nationszugehörigkeit des einzelnen und die Kraft des Nationsganzen 
lebendige Wahrheit sind, so schwinden sie nicht plötzüch hin, wenn ich über die Sprach- 
grenze gehe. Ist die Nationahtät* ein subjektives Recht des Individuums und die 
Nation politisches Rechtssubjekt, dann besteht zwischen Nation und Individuum ein 
ahnüchesRechtsverhältnis wie zwischen Staat und Staatsbürgern oder zwischen Gemeinde 
und Heimatsberechtigten, ein Verhältnis gegenseitiger Rechte und Pflichten. Auf dieses 
Verhältnis muss gerade das Proletariat besonderen Wert legen. Ungemessene Pflichten 
und Lasten legen ihm heute sowohl der Staat wie die nationale Bourgeoisie auf, aber 
sein Recht an dem Staat ist gering und sein Recht an derNation kennt er bis 
heute noch nicht. Dass die Nation auch gegenüber den einzelnen Nationsgenossen 
Pflichten habe, ist ein Gedanke, den wir erst ausdenken, erst durchsetzen müssen, 
obwohl er sich von selbst versteht. 

Für uns Sozialdemokraten bedeutet nationale Autonomie, nationale Selbstregierung 
nicht daheim die Unterwerfung unter einen Beamten, der nur meine und wenn er nur 
meine Sprache spricht, ob er mich auch sonst drangsaliere und brutalisiere, in der 

, Fremde aber Rechtlosigkeit. Uns sagt dieses Wort vielmehr: Meine Nation ist ge- 
einigt und unabhängig in nationalen Dingen, Herrin ihrer kulturellen Ziele und 
Mittel, Herrin und Dienerin zugleich jedes Nationsgenossen, somit berechtigt, von mir 
Opfer zu verlangen, aber auch verpflichtet, mich zu schützen und zu vertreten, mir 
,mein Recht zu garantieren, auch Fremden gegenüber. 

Entwickeln wir diesen Rechtsgedanken genauer — es handelt sich vorläufig um 



dRü Pr — ■-', um ein Analogen, nicht um die Praxis. Die Heimatsgemeinde 

\ -t;'.:1 jsten garantieren, auch wenn ich in einem fremden Kronland im Spital 

-:- ' I Heimatsstaat muss mich in der Fremde schützen, er hält mit zu diesem 

alomatische und konsulare Aemter in den fremden Ländern. Bürger eines 

der Fremde schützen sich gegenseitig, indem sie sich zur deutschen,, 

französischen, englischen »Kolonie« vereinigen. Und kraft solcher Mittel ist der 

I Fremde in Oesterreich national mehr geschützt als der Einheimische. 

Weim heute Deutsche den Tschechen, morgen Tschechen den Deutschen die 
■ Firmenschilder herabreissen oder die anderssprachigen Aufschriften zerstören, so bleibt 
das ungesühnt. Geschähe dies einmal enghschen Firmen mit englischen Aufschriften, 
so würde tags darauf der Botschafter Genugtuung und Schadenersatz fordern und 
auch pUnkthch erhalten. Warum? Zwischen Staat und Staat besteht eine Rechts- 
ordnung — zwischen Nation und Nation in Oesterreich nicht. Es gibt ein Völker- 
recht zwischen Staaten, aber ein Völkerrecht zwischen den Völkern eines Staates 
gibt es nicht — und das ist bis heute natürlich, da ja die Völker rechtlich nicht 
existieren. 

Und nun dreht sich gerade alles darum, den Völkern zur Existenz zu ver- 
helfen — was ihre Vormünder nicht begreifen wollen. Existieren sie einmal, w 
helfen sie sich selber. , 

j ... Wenn Staatsfremde eine Kolonie unter dem Schutze ihrer Konsuln und Ge- 

•" * Das Wort Nationalitat beseichnet nicht die Nation, den ganzen Volksstamm, sondern die 1 

/Zugehörigkeit des Individuums zu einer Nation. Wie man sieht, spricht der ganze Geist unserer | 

^ Vi Gesetzgebung, die keine Nation, sondern bloss Individuen verschiedener Sprachen kennt, aus der Un- I 

art, die Volksslämme selbst ala Nationalitäten zu bezeichnen. Am empörendsten wird dieser Miss- I 

I brauch von der magj'arischen üügarchie Regenüber den andtren Nationen Ungarns geübt. 
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sandten bilden, warum sollen im Rahmen eines und desselben Staates nicht viol ein- J 
fächere Organisationen bestehen können? Warum kann nicht die Minderheit einer .1 
Stadt obligatorische Minoritärsgemeinden mit eigenen Organen bilden? Was die 
^^ mährischen Juden heute ohne Not auf konfessioneller Grundlage tun, sollte aus ' 
guten Gründen für die Nationen unmöglich sein? Diese Minderheitsgemeinden können < 
äoch als völlig gleichwertige Glieder in die Nation einbezogen sein, die Nation kann, 
falls die Gemeinde nicht steuerkräfcig genug ist, diese Organe subventionieren, ja 
«ie kann für alle Fälle (etwa die Deutschen in Triest) ohne die Basis einer Ge- 
meindeorganisation einen autorisierten Dolmetsch und Anwalt bestellen, der natürlich 
von Gesetzes wegen bei allen Aemtem, Behörden etc. »akkreditiert« ist. Nicht also 
Ton dem Fremden, sondern von der eigenen Nation muss ich memen Schutz in 
der Fremde fordern — ein Rechtssatz, den kaum jemand bestreiten kann. 

So weit die Analogie. Nun aber sind wir international in einem Staate organi- , 
«iert und eben das, was international und allen gemeinsam ist, soll ja Staatssache 
«ein. Sofern nicht Minontätsgemeinden im Anschluss an die geschlossenen Nations- 
gebilde organisiert sind und doch eine nennenswerte Diaspora da ist, kann der Staat 
durch sein Gesetz im Rahmen der sonst national autonomen Aemter die Anstellung 

Beamten fordern, die als sprachliche Vertreter, als Dolmetsche und Ratgeber 
der Fremdsprachigen fungieren. Und er wird dies am besten in der Form anordnen, 
dass er den national autonomen Amtsherren die Bedingung setzt, in einem ent- 
Bprechenden Prozentsatz auf allen hierarchischen Stufen doppelsprachige Be- 

. anzustellen. Und die Amtsherren selbst werden dem nachleben, denn auch 
für sie ist die Polyglotte iijrer Beamten ein Vorteil — national haben sie die Beamten ja 

in der Hand, Die für alle Nationen gleiche Vorschrift gleicht Last und Vorteil 
dieses Zwanges aus: man schützt seine eigenen Söhne in der Fremde, indem man 
lie Fremden in der Heimat schützt. 

Die völkerrechtliche Analogie hat uns also dazu gedient, den Recbtsgedanken 
zu entwickeln, an der Hand dessen wir Über die Zweckmässigkeit und Billigkeit 
einer Massregel urteilen können. Man muss schon einmal bei uns weit ausholen, 
um zu beweisen, dass jede Nation verhalten werden kann, lür die Sprachbedürfnisse 
jener Fremden zu sorgen, die sie im Lande selbst ausbeutet, mit denen sie im Lande 
Geschäfte schliesst. Denn die Fremden sind wahrlich keine blossen Vergnügungs- 
reisenden und wenn sie es sind, so bringen sie erst recht das Geschäft in das Land. 
Aber item, die organisierten Nationen können sich ja selbst vorbehalten, ihre 
Diaspora zu schützen, sie haben, wenn sie konstituiert sind, die Macht und die 
Mittel dazu. 

Der Schutz der nationalen Minderheit im gemischtsprachigen Gebiete ist durch 

itionale Autonomie nicht etwa gehindert, sondern geradezu gewährleistet. Er 

ÜBt am vollkommensten durch die Organisation auf Grund des reinen Personalitäts- 

irinzips gesichert, die Sicherung vermindert sich in dem Masse, als wir uns dem 

""erritorialprinzip nähern. Wie weit wir das eine oder das andere berücksichtigen 

:önnen, liegt nicht in unserer Willkür. * 

Hier liegt nun für das Proletariat die Hauptfrage, nicht in dem Streit über 
■die innere Dienstsprache. Für die bürgerliche Welt ist sie nebensächhch, ausser so- 
'Weit sie Expansionshotfnungen der Bureaukratie nährt. Hier erstehen uns auch die 
igrössten taktischen Schwierigkeiten. 

Was wir selbst im Prinzip fordern müssen, scheint freilich einfach und klar: 

Konstituierung der Nationen. 

Schaflung und Einbeziehung der Minoritätsgemeinden in die Organisation der 'i 
Nation. 

Schutz jeder nationalen Diaspora durch ihre eigene Nation. J 

Tunhchste Regelung dieser Frage durch einheitiiches Staatsgesetz, das ein ' 
Sprachen Volk errecht feststellt. 

* Das reine Personalitätsprinzip ist, wie ich anderwärts ausgeführt habe, innerhalb einer 
pesellschaft vun Besitiklassen undurchführbar, es gehört einer aoziaSstischen Gcsellschafteordnung 
. In den ökonomischen Verhältnissen des Ortes, des Landes, der Nationen liegt die Entscheidung 
er das Mass des durchsetz baren Minoritäten Schutzes. 
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Die Schwierigkeit ersteht erst dadurch, dtisG wir weder taate uod. 

in der Nation da sind, noch auch heute und morgen die Macht . er Prinzip 

durchzuführen. Steht es doch zu der Auffassung der besitzenden »sessnattena Klasse- 

und zu deren Interesse an dem geschlossenen Sprachgebiet im schärfsten Gegen- 

I satz! Dabei ist jede Nation sozial anders zusammengesetzt. Wollen wir nicht in 

I den Wirrwarr der bürgeriichcn Sprachenkämpfe politisch hineingezogen werden, so 

I müssen wir die prinzipielle Klarheit peinlich genau bewahren. 

Die- geilende Aemterordnung ist unseren Wünschen diametral entgegen- 
gesetzt. Die Nationen sind juristisch nicht einmal da, geschweige denn autom 
Die Aerater gehören weder dieser noch jener Nation, sie sind eine einzige unter- 
schiedslose bureaukratische Organisation, die vom Ministerium, beziehungsweise von 
der Krone abhängen, sie sind slandesfürstlich«. Ich verzweifle an der MögÜchkeit, 
einer ganz gegensätzlichen Organisation imsere Grundsätze gleichsam anzuflicken. 
Man verlangt aber von uns »Stellungnahme« an jedem Tag. Gehen wir dabei ohne 
Reserve auf die bürgerlichen Formeln ein, so erregen wir Miss Verständnisse i 
bringen Verwirrung in, unsere eigenen Reihen. 

Als Beispiel führe ich die auf die äussere Geschäftssprache bezüglichen Aus- 
führungen der tschechischen Parteien gegen die Koerberschen Grundzüge and die Vor- 
schläge der Deutschen an : 

»Für die böhmischen (sc. tschechischen) Parteien bleibt es ein unverrück- 
barer Grundsatz, dass in den böhmischen Ländern ein Böhme oder Deutscher 
bei allen landesfürstlichen Aemtern sein Recht in seiner Sprache finden könne« 
ganz unser Grundsatz, nur bei uns nach Tunhchkeit und ohne Schikane im ganzi 
Staatsgebiet — -»und zwar nicht nur durch die Annahme, sondern auch durch die 
Behandlung und Erledigung seiner schriftlichen und mündlichen Anliegen« — über 
das Mass iässt sich wohl streiten." »Von dieser grundlegenden Forderung können 
die böhmischen Parteien nicht nur deswegen nicht abgehen, weil es seit Ur- 
gedenken** ein anerkannter Rechtszustand in den böhmischen Ländern ist, sondere 
auch deswegen, weil es ein Gebot sozialer Pflicht der modernen staatlichen Ver- 
waltung ist.« Sehr richtig und doch falsch: Der Staat ist heute ununterschiedeno 
Summe von acht Nationen, der nationale Rechtsanspruch aber kann sich logischer- 
weise nur an die eigene Nation kehren. »Nicht nur die sesshaften Minoritäten 
Einschränkung hatten die Deutschen gemacht) haben ein Anrecht auf den 
ric.i-Bschutz und die soziale Fürsorge des Staates, sondern ein jeder Angehörige de^ 
^ciJcii die böhmischen Lander bewohnenden Völker, weil die Geltendmachung sein« 
Kcchte und Ansprüche bei allen landesfürstlichen Behörden in seiner Muttersprache 
e<ii. erworbenes nationales Recht für einen jeden Angehörigen beider Völker be- 
deutet, ein Recht, welches namentlich für die arbeitende Klasse in Bezug auf ihre; 
Freizügigkeit und Ausnützung einer jeden sich bietenden Erwerbsgelegenheit geradezu^ 
eine Vorbedingimg für ihr wirtschaftliches Fortkommen ist.« Vollkommen richtig — ■ 
und trotzdem für die Deutschen unannehmbar. Denn dieses höchste Recht des 
Nationsgenossen, auf das wir selbst, wie ausgeführt, das grösstc Gewicht legen, wird 
politisch zum Unrecht, wenn bei einer ununterschiedenen Bureaukratie, bei jedem 
Mangel eines Rechtes der Nationen auf ihre Aemter, diese Forderung zu dem Zweck 
aufgestellt wird, um die deutschen Aemier durch die Expansion tschechischer 
Bureaukraten zu absorbieren. 

Was Bollen also wir deutschen Sozialdemokraten tun? Wir sagen natürlich: 
Sichert uns Deutschen die Herrschaft über die deutschen Aemter, wir werden uns 
gar nicht einen AugcnbUck bedenken, unsere Beamten zu zwingen, tschechisch zu 
lernen; denn jedes Wort dieser Ausführungen unterschreiben wir. 
Aber da andere über die Aemter disponieren, da wir die Bureaukratie nicht be- 
herrschen, sondern andere, so kann dieses Recht unsere nationalen Aemter ab- 
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sorbieren, uns uatcr nationale Fremdherrschaft bringen: So können wir rebus sie 
stantibus nicht einen Buchstaben davon unterschreiben. 

Nun glaube ich eiidlich. es völhg klar gemacht zu haben, was das Hindernis 
der Verständigung ist; Wir reden von Rechten und Pflichten, die wir dieser und 
jener Nation vermeinen, aber sie kommen nicht an diese Adresse, sie werden alle in 
die einzige Masse einer unserer Verfügung entzogenen Bureaukratie geworfen und 
was aus ihnen wird, das weiss und entscheidet der Minister, die wechselnde 

f Parlamentsmehrheit. -s. 

l Auf derbureaukratischen Basis ist die Amtssprachen frage unlös-) 

lieh, diese Basis zerstören heisst die Lösung anbahnen. Und dia 

' taktische Losung der sozialdemokratischen Internationale muss sein : In Unmöglichem 
sich nicht einlassen, die Autonomisierung der Aemter voran, der Rest ergibt siel) 
von selbst! 

3. Die Sprache des inneren Dienstes. 

Das Haupikampfgebiet der bürgerlichen Nationalisten ist die Sprache des inneren 
Dienstes. 

Wie die Beamten einer Behörde innerhalb der Wände ihrer Amtsstube ver- 
kehren, hat für das Leben draussen keine direkte Bedeutung. Unter Umständen 
macht sich das den Massen gar nicht fühlbar. Die Katholiken haben zum Beispiel 
das Lateinische zur inneren Kirchensprache und empfinden diese weder als Hinder- 
nis noch als Demütigung. 

Die innere Dienstsprache ist die Lebensfrage, das ökonomische Klassen Interesse 
der Beamten und jener liberalen Berufe, die mit dem Amte beständig zu tun haben. 
Spricht und verhandelt man im Amte nur deutsch, so herrscht eine deutsche Bureau- 
kratie, spricht man auch tschechisch, so gibt es auch eine tschechische Bureaukratie. 
Gibt es aber ausser der deutschen auch eine polnische, tschechische, slowenische etc. 
Bureaukratie, so ist die Aussicht der deutschen Amtsbewerber beträchtlich verringert; 
gibt es nur eine deutsche, dann haben die deutschen Bewerber einen Vorsprung, 
anderssprachige müssen erst deutsch lernen oder deutsch werden, um Anstellung zu 
finden. Natürlich unter der Voraussetzung der einen unterschiedslosen tandesfürst- 
lichen Bureaukratie. Hat jede Nation ihre Aemter getrennt von der anderen, so ent- 
steht diese Konkurrenz von vornherein nicht. 

Auf dem Gebiete der inneren Amtssprache spielt sich in Oesterreich der KlasseD-| 
kämpf derjenigen Gruppen ab, die auf Anstellung im öffentlichen Dienste rechnen,' 
der bureaukratischen Klasse. 

Kurzsichtig wäre es, nichts anderes in diesem Kampfe zu sehen. Jede Nation > 
als Kultureinheit braucht Faktoren, welche Kunst und Wissenschaft pflegen, ins- 
besondere, welche Recht und Gesetz handhaben. Schon die allseitige Ausbildung der 
National spräche fordert, dass die staatliche und juristische Terminologie durchgebildet 
und durch die Praxis in lebendiger Uebung erhalten werde. Haben doch geschichts- 
lose Nationen oft ihre eigenen Ausdrücke für Vormund, Anwalt, Prozess (!) u. s. w. 
verloren. Auf der kapitalistischen Basis ist ftSr eine Nation eine eigene studierte und 
amtierende Klasse Erfordernis des nationalen Kulturlebens und dadnrch die Amts- 
sprache im inneren Dienst allgemeines Nationalinteresse! Je ausschliesslicher sie 
gilt, um so reiner und vollständiger wird sie ihre nationale EigRnart entwickeln. 
Nationalinteresse ist also die allgemeine und möglichst reine Geltung der inneren 
Dienstsprache, wobei es gleichgültig ist, ob ein oder das andere Amt mehr' oder 
'cniger unter ihren Bereich fallt — was natürlich für die Bureaukratenklasse nicht 
ineriei, sondern gerade von grösster Wichtigkeit ist. Das allgemeine nationale Inter- 
esse geht also mit dem Bureauk raten Interesse so weit, als die Geltung der inneren 
Dienstsprache in Frage steht, nicht aber bis dahin, wo das Klasseninteresse auf 
Expansion der nationalen Bureaukratie durch Ausdehnung dieser nationalen Dienst- 
sprache über fremdsprachiges Territorium abzielt. Denn diese Expansion fügt der 
nationalen Geisteskultur nichts hinzu, sondern erzeugt bloss ein übermässiges An- 
wachsen eines Nationalteiles (des Juristen beruf es) auf Kosten der anderen Teile. Durch 
Jahrzehnte hat die tschechische Nation ihre ganzen Intellektuellen der Bureaukratie 



und Hierarchie zugeführt und der soliden ökonomischen Ent^ itzogen — J 

yor ihnen hatten die Deutschen es so gehalten. ■ 

Das nationale Interesse also geht dahin, dass die nationale innere DienstspradiM 
überhaupt in ausreichendemUmfange und möghchst ausschlieBslichAnwendungfindeÄ 
so dass die Nationalsprache den entsprechenden wissenschaftlichen und technische™ 
Ausbau erfahre, dass sie als moderne Kiil tu rsp räche sich entwickle und fortlebe. Ob» 
etwa in dem einen oder anderen Amte in dieser oder jener Angelegenheit auch icM 
anderen Sprachen amtiert werde, beeinträchtigt die nationale Kultur schon deshalb« 
nicht, weil dadurch die Zuflusskanäle aus anderen Kulturen offen bleiben. DurcH 
die Polyglottie ihrer Intelligenz gewinnt Jede Nation und nieraalJ 
ist derZwang zur Pol yglo ttie an t in ation al, falls er nicht dieMassenJ 
sondern die Intellektuellen allein trifft. I 

Weder die bureaukratische Expansion noch die Bureaukratenfaulheit liegt iniB 
nationalen Interesse. Zur Frage der inneren Dienstsprache steht die Nation ander« 
als ihr studierter Teil und dessen bourgeoise Anverwandte. Die Massen empfindenj 
' dies ganz genau, dennoch verwirrt sie das Vexierspiel, das mit der inneren DienstJ 
Sprache getrieben wird. ■ 

Die Amtssprache ist eines der nationalen Merkmale eines Amtes. Spricht manj 
im Amte deutsch, so lässt dies auf ein Amt der deutschen Nation schliessen, sprichm 
man tschechisch, so auf eines der tschechischen. Spricht man beide Sprachen, so isti 
der nationale Charakter ausgelöscht. Nur eines und noch dazu ein rein formale*« 
Merkmal der Nationalität ist hier die Sprache, ja dieses Merkmal hört bei der Mi-fl 
schung beider auf, etwas zu bezeichnen, das Amt wird amphibisch, charakterlos. I 

Gibt es denn nicht andere, verlässUchere Merkmale? Wir kennen sie schon : i . di S'l 
Nationalzugehörigkeit des Beamten — immerhin ein lebendiges MerkmaI,.B 
aber es gibt unter den Beamten auch Amphibien — und 2. die AmtshoheilJ 
der Nation, die die Nationahtät des Amtes unzweifelhaft macht. Warum diea 
letzteren Merkmale heute bei unserer Rechtsordnung ausser Betracht bleiben, wissenl 
wir bereits. Ein deutsches Amt aber, das von einem deutschen Bezirk bestellt ist,« 
bleibt deutsch, auch wenn alle seine Beamten tschechisch gelernt haben und selbsti 
im inneren Dienst tschechisch sprechen; Legen wir dieses Merkmal der Regelung! 
zugrunde, so haben wir volle Freiheit, das Sprachenbedürfnis einzig nach adraim-l 
strativ- technischen Grundsätzen zu regeln. fl 

Die bürgerhche Politik hält sich an das formale Merkmal, das nur halb be-M 

. ' ' :t, halb bindet und halb freilässt. Und so wird jenes Vexierspiel des Kampfes* 

lIic Amtssprache möghch, das uns durch dreissig Jahre genarrt hat und heil 

.luni aichts verwunderlicher ist als die Langmut der Völker, die es mitansahen. ■ 

'lur als Musterbeispiel, nicht etwa weil die tschechische Bourgeoisie vor denl 
Deuischen im Guten oder Schlimmen etwas voraus hätte, führen wir die jung-B 
tschechische Politik in der inneren Amtssprache vor, weil sie im Augenblick aktuellfl 
ist. Wir schicken eine historische Skizze des Kampfes voraus, I 

Anfangs bestanden die Deutschen, angebüch als Hüter der Einheit unserer« 
staatlichen Verwaltung, tatsächlich aus wohlverstandenem Klasseninteresse ihrer 
Bureaukratie, auf der Erhaltung des Deutschen als ausschliesslicher innerer Amts- 
sprache in Böhmen. Die Tschechen forderten zunächst bloss, dass im tschechischen 
Gebiete tschechisch, im deutschen deutsch und im gemischtsprachigen Gebiet utra- 
quistisch amtiert werde, ihr Hauptgravamen war, dass auch im Parteienverkehr das 
|l Tschechische mangelhaft berücksichtigt werde. Dem letzteren Uebelstand halfen die 
11 Stremayrschen Sprachenverordnungen vom ig. April 1880 im Sinne durchgehender 
i-j Doppelsprachigkeic im äusseren Verkehr mit den Parteien ab. Bezüglich der 
inneren Amtssprache verblieb es — mit Ausnahme der Gerichte — beim alten, 
das ist bei der deutschen inneren Amtssprache im ganzen Land. Noch im Dezember 
i885 stellt Dr. Trojan im böhmischen Landtag den Antrag, die Regierung zu einer 
Nachtrags Verordnung aufzufordern, derzufolge bei den Behörden erster Instanz die 
Sprache der Mehrheit der Sprengelbewohner als innere Amtssprache zu dienen habe. 
(Also deutsches Gebiet — deutsche Amtssprache, tschechisches Gebiet — tschechische 
Amtssprache: sogenannte einsprachige Gleichberechtigung.) 

Diese Auffassung entspricht formell der nationalen Autonomie. Lässt man 
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die Sprache statt der Nationalität passieren, so kann man sagen, 
nationale Gesamtinteresse. 

Nach Siremayr lernten auch die Deutschen etwas dazu. Ein Antrag Pleners 
vom 5. Dezember i885 forderte die Aufhebung der Stremayr'schen Verordnungen für 
das deutsche Gebiet, somit reine Einsprachigkeit im inneren und äusseren Dienst, 
gestand aber auch den Tschechen für ihr Gebiet die tschechische innere Amtssprache 
zu. Beide Nationen hatten sich in der Frage des inneren Dienstes genähert. Dabei 
ist charakteristisch, dass Trojans Antrag doch das Verbrechen der Landeszerreissung 
klar enthielt — er war von Jung- und Alttschechen unterschrieben. Trojans Antrag 
bildet das letzte Glied einer seit 1848 ununterbrochenen Kette von Postulaten, 
welche die wahre Gleichberechtigung in der Einsprachigkeit des inneren Dienstes 
im deutschen wie im tschechischen Gebiete sah. Nun hatten sich in diesem ent- 
scheidenden Punkte beide Nationen soweit genähert, dass sie nur mehr nach Kaizls 
späterem Wort eine papierdünne Wand schied. Die einzige Differenz bildeten 
Fragen der äusseren Gescbäftssprache, Klassenfragen des Proletariats — sie wogen in 
Jener Zeit nicht schwer. 

Inzwischen hatte sich faktisch eine tschechische, wenn auch deutsch amtierende 
Bureaukratie und InteUigenz gebildet, die mit der jungtschechischen Partei in die 
Höhe gestiegen war und die Führung der Nation an sich gerissen hatte. 

Bei den Beratungen beider Anträge (12. Dezember i885 bis 14. Jänner 1886) 
vollzog sich nun der Umschwung der öSentlichen Meinung unter den Tschechen, 
man sagt unter dem Einfluss der Feudalen. Der Ausschussbericht forderte die 
absolute Doppelsprachigkelt des inneren Dienstes im ganzen Lande, die doppel- 
sprachige Gleichberechtigung. Und das war von nun an offizielles 
Programm der Tschechen, das chauvinistische Schlagwort von der Landeszerreissung 
war gefunden. 

Der Ausdruck der Tatsache, dass die tschechische Bureaukratie den Weg in 
die Aemter des deutschen Sprachgebietes sich öSnen wollte und —■ aus ökonomischen 
Gründen wollen musste. Als Vorwand dienen natürlich die versprengten Nations- 
genossen, Bedürfnisse des äusseren Dienstes, 

Diese doppelsprachige Gleichberechtigung erzielt nicht nationale, sondern 
amphibische Aemter, fördert hüben und drüben nicht die reine Entfaltung nationaler 
Eigenart, sondern den Mischmasch einer besonderen gesamtösterreichischen Amtssprache. 
Sie ist zentrahstischer für Böhmen, aber auch für den Staat, denn sie stellt doch 
auch für ganz Böhmen die deutsche innere Amtssprache auf. Und die Geschichte 
beweist auch, dass eine solche Doppelsprachigkeit auf die Dauer der kleineren Nation 
gefährlich wird, Sie bestand von der Ferdinandeischen Landesordnung bis auf Maria 
Theresia und hatte zur Folge, dass es schliesslich an tschechischen Subjekten zur 
der Aemter fehlte. Ist die Doppelsprachigkeit der Institution* — also 
ungewollte Doppelsprachigkeit aller Funktionüre und der täghchen Sprachübung 
im Gegensatz zu der teilweisen Sprachkenntnis einzelner Personen — wirklich der 
nationalen Entwicklung kleiner Völker günstig? Strebt diese nicht überall nach 
nationaler Eigenart? 

Der Program mwech sei der tschechischen Politik geht oflenbar auf die bureau- 
kratische Expansion, auf die ökonomische Klassenpolitik einer einzelnen Schichte 
zurück, welche die Nation mitriss. Sie konnte sich aber als nationale Politik ver- 
kleiden, weil sie sich in einer formellen Bedingung, in einer Sprachenformel 
ausdrückt, welche vieldeutig ist, welche das Klasseninteresse der Massen in der 
Sprachenfrage des Parteien Verkehrs, besonders der Diaspora, verquickt mit der Frage 
des Dienstes. Man redet von Sprache und meint das Amt, man redet von dem 
Rechte tschechischer Minoritäten und meint die Eroberung des Amtes der deutschen 
Mehrheit. So stand die Frage in der Zeit der Badenischen Sprachen Verordnungen. 

Indessen büsste die ganze Nation durch schwere Niederlagen den Husarenritt 
ihrer Intellektuellen. Man musste zurück. 

Aber nun wird es schwer, den Formeln der zweisprachigen Gleichberechtigung, 
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der Doppelsprachigkeit der Beamten und Aemter, der Landesz selbst zu ' 

entrinnen. Koerbcr bietet den Tschechen die Amtssprache im i nst, Aber 

sie müssen »darauf beharrea, dass das Recht des Gibrauches beider Landessprachen 

inneren Dienste für das ganze Gebiet der böhmischen Länder« gewahrt 

bleibe? nein: »nach gleichen Grundsätzen geregelt werden. 

Sie meinten selber: nach gleichen Gvundsatzen, also im .tschechischen Gebiete 
tschechisch, im deutschen deutsch und im gemischten utraquistisch. Eine solche 
Regelung ist ohne Zweifel ja auch eine gleiche. Aber sagen können sie das nicht, 
sie sind in ihren Formeln gefangen. Sie vermögen nicht einmal mehr die ans- 
schliesslich tschechische innere Dienstsprache im tschechischen Gebiete zu fordern 
sie dürfen von einem tschechischen Gebiet nicht reden, weil sein Gegensatz das 
idcutsche ist, und so zu reden ist Landeszerreissung! 

Dies das Vexierspiel mit Formeln. Bei Deutschen wie bei Tschechen! Jede 

onwill ihr Amt — das ist das nackte, reale und berechtigte Programm 
der Völker, so klar wie die Sonne. Und jeder kann es aussprechen, nur eine Klasse 
nicht: dieBureaukratie, Denn sie will selb st das Amt, sie will nicht aus dem Herrn zum 
Untertan der Nation werden. Nicht gerne spricht es der Bourgeois aus — denn die 
Nation sind doch die Massen der arbeitenden Menschen, Und wenn man es ver- 
möchte, wenn man diese revolutionäre Parole auszusprechen wagte, so will man 
es erst recht nicht. Denn man will allenfalls auch das Amt des anderen! 
Sagte man das letztere rund heraus, so Üessen einen drei Vierteile des eigenen Volkes im 
Stich, das andere Volk aber stünde wie ein Mann auf. Und darum hat sich > 
sprachenpoh tischer Jargon herausgebildet, der den Massen unverständhch ist, darum i 
spricht man in Formeln und Klauseln, operiert mit vielerlei Gleichberechtigungen 
und macht die einfachste Sache der Welt zu einer kabalis tischen Geheimkunde. 

Jeder Nation ihr Amt — über die Sprachkenntnissc der Beamten reden j 
wir dann. 

4. Die Vcckebrssprad7c. 

Im Mittelpunkte der deutschbürgerlichen Politik steht indessen nicht die interne 1 
Amtssprache, sondern die sogenannte Staatssprache, wobei es niemals klarwird, I 
was sie darunter meine. Da im internen Dienst das Polnische schon seit 1869, das I 
ItaHenische schon seit alten Zeiten in Gebrauch steht, können sie füglich nur diel 
r Korrespondenz als Staatssprache bezeichnen, 
verhält es sich nun mit dem Verkehr von Amt zu .^mt, sei es unter gleich- 1 
F-i . . ibengeordneten Aemtcrn oder zwischen Lokal-, Mittel- und Zentralstelle?! 

Lit:Si8 Gebiet rechnet man auch zum inneren Dienst, und mit Recht, da hier I 
,iit Ocüjiiilichkeit, die Partei, in der Regel keine Ingerenz hat und da weiters alleJ 
Akte der Diensthoheit: Dienstbefehl, Instruktion, Verordnung etc. hierher gehören. T 
Aber diese Funktion hebt sich doch von der internen Amtssprache deutlich ab. Denn I 
hier wird überhaupt nicht mehr gesprochen, sondern nur geschrieben, das Medium | 
der Verhandlungen sind Papier und Post, hier lebt die Sprache nur in den Akte 
und im Schriften wechsel. Es wird also zweckmässig sein, die Geschäftssprache I 
in dieser Funktion im prägnanten Sinne des Wortes Verkehrssprache zu nermen \ 
imd sie zu unterscheiden in 

I. die Vermittlungssp lache zwischen nebengeordneten Aemtern und 

3. die Zentralsprache zwischen den Zentralstellen und den ihr untergeordneten J 
Aemtern. 

Diese Verkehrssprache ist, wie wir sehen, in der Regel keine Frage des 
Sprechens, sondern blosse Schriften frage, welche die breite Masse der Nations- 
zugehörigen nicht berührt, die rein aus dem Gesichtspunkte der Zweckmässigkeit 
beurteilt werden kann und muss. Sie betrifft einzig und allein den Beamten und 
diesen nur von selten seiner schriftlichen Sprachbeherrschung. Sie ist keine nationale, 
sondern eine Lernfrage für die Beamten, eine Schrifnvechsel- und Kosrenfrage für ■ 
den Staat. Da die Partei den Zentralstellen in aller Regel nicht unvertreten erscheint, f 
höchstens noch eine Anwaltfrage. 

Nicht zu leugnen ist, dass die logischen Sonderungen in der Praxis nicht 1 
immer durchgeführt werden können, dass zum Beispiel ein in der ersten Instan« | 
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aulgenommciies Protokoll auch in der dritten vorlicgea kann. Mit obiger Klassifika- 
tion soU also nicht gesagt sein, dass Rechtssachen in der Zentraistelle immer and 
durchaus deutsch behandelt werden müssen; damit sei bloss festgestellt, dass, ob 
sie deutsch oder in einer anderen Sprache verhandelt werden sollen, allein aus der 
Natur der Sache und nach Zweckmässigkeit beurteilt werden muss, ohne dass 
Klassen- oder nationale Interessen mitentscheiden. Soweit aber Beförderungsaussichten 
der Beamten dennoch hereinspielen, so ist der Streit darüber für uns durch das 
Prinzip der verhältnismässigen Beamtung auch in den Zentralstellen von vornherein 
prinzipiell entschieden. 

Eine andere Schwierigkeit komlnt hier zu erwägen. 

Ich habe oben das cnghsche und französische System der Behörden Organisation 
gekennzeichnet und dargetan, dass sich die Sozialdemokratie für das englische ent- 
scheiden müsse. Aber in jedem Staate gibt es eine Reihe von Angelegenheiten, wie 
zum Beispiel die Verteidigung nach aussen und den polizeilichen Sicherheitsdienst, 
die in jedem Staate einheithch organisiert sein müssen. Man kann, um einen 
flüchtigen Bankdieb zu haschen, die Depeschen nicht erst in ein Uebersetzungs- 
bureau senden. Zu diesen Agenden gehört auch die einheitliche Aufnahme aller 
statistischen und Rechnungsbelege, die, wenn Ordnung sein soll, auch für den ganzen 
Staat einheitlich zu verarbeiten sind. Für derlei Agenden ist Einheitlichkeit conditio 
sine qua non. Ich möchte diese Agenden staatliche, die Beamten, die sie besorgen, 
staatliche Organe in engster Bedeutung des Wortes nennen. Für mich hat es etwas 
Lächerliches, den Beamten, der in einem Bezirke der Bukowina den Leuten die 
Felder vermisst, nicht Bezirks-, sondern Staatsbeamten zu nennen. * 

Soweit nun diese Agenden reichen, ohne Rücksicht auf die Stufe des Amtes, 
also einerlei ob in der Zentral-, Mittel- oder Lokalstelle, muss logisch erweise eine 
Sprache in Geltung sein — praktisch kann hier keine andere als die deutsche in 
Betracht kommen. Solche Agenden sind also Zentralagenden auch in der untersten 



Wäre die bureaukratische Ordnung auf diese Agenden beschränkt und trügen 
die Organe, die sie und sie allein besorgen, allein den Namen Staatsbeamte, wie 
etwa in den Vereinigten Staaten den Namen Bundesorgane, während alle übrigen 
Gemeinde-, Bezirks-, Kreis- und Landesbeamte wären und hiessen — eine logische 
Scheidnng, die geltende Praxis werden mnss — dann könnte man sagen: eine Staats- 
sprache ist notwendig. Staatsbeamter aber ist heute auch der Bezirkskommissär in 
Böhmen und Galizien und darum kann man in irgend einem präzisen Sinne von 
Staatssprache nicht sprechen. Wie die Dinge heute stehen, ist das, was ich Staats- 
sprache nennen möchte, nur ein unausgeschiedener Teil der mündhchen und schrift- 
lichen Willensäusserun g eines un ab gegrenzten Teiles der Staatsbeamten. Ich bezeichne 
sie also besser als Sprache der Zentralagenden. 

Das, was ich also die Zentral spräche genannt habe, umfasst zwei Anwendungs- 
weisen der Sprache: it) die innere Dienstsprache der Zentralstellen, 6) die Sprache 
der Zentral agenden auch in Lokal- und Mittelstellen. Herkömmlicherweise ist das 
Deutsche sowohl die Zentral- als auch die Verraittlungssprache. 

Es lässt sich denken, dass der Regelung des Verkehrs zwischen beigeordneten 
Aemtern ein anderes Prinzip zugrunde gelegt wird. Wenn etwa ein galizisches /, 
Gericht an ein italienisches des Trento ein Ersuchschreiben zu richten hat, so karuv' 
man den im Privatleben geltenden Grundsatz anwenden: Wer etwas wünscht, hat 
sich an die Sprache des Adressaten zu halten. Er ist in der Praxis undurchführbar, 
da jedes Amt unter Umständen alle acht Sprachen beherrschen müsate. Durch Ueber-' 
setzungsbureaus aushelfen zu wollen, scheint mir verkehrt und für die Bevölkerung 
äusserst gravaminös. Sie hat genug über die Langsamkeit der Erledigungen zu 
klagen, nun sollen unter Umständen noch Wochen hinzutreten, bis die Ueber- 
setzungeu beschafft sind. Da die Bevölkerung nicht der Beamten wegen, sondern 
diese für die Bevölkerung da sind, müssen die Beamten des Konzepts die Ver- 

• Das englische Organ iaationsprin zip der Verwaltung findet somit auch seine Schranken, und 
sein Gegenteil, die bureaukratische Zentralisation, bildet zugleich seine Ergänzung. In den Zentral- 
agenden muss eine stramm organisierte Bureaukratie fortbestehen, sie setzt sich auch in Ergland 
durch. Ihr Bestand und ihre Rechte sind jedoch auf das Unerlassliche zu beschianken. 
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mittlungssp räche lernen, man kommt n . . rachenzwang 

kann als Vermittlungssprache dienen? . weiss, dasa das Keciitssystem eines 

Staates auf einer bestimmten Termino aiit ist, in der alle Begriffe eine 

feste und spezifische Ahgrenznng habei tssprache des Französischen deckt 

sich zum Beispiel mit der unseren durcnaus i-icui;; Nicht nur fehlt für alle unsere 
Behörden in dieser Sprache eine adäquate Bezeichnung, auch für die Institutionen 
des Straf- und Zivüprozesses, selbst für das Straf- und Zivilrecht sind die termini 
ganz verschieden abgegrenzt. Ein Notariatsakt, in dem ein Ausgeding festgesetzt 
wird, ist ins Französische nicht kongruent zu übertragen, es kann nicht unsere Ge- 
setzessprache sein. Auf alle absehbaren Zeiten bleibt das Deutsche unsere Vermitt- 
lungssprache im Rechtsleben, wenigstens solange wir nicht zu unserem gesamten 
Gesetzgebungsmaterial einen authentischen französischen Textim Parlament beschliessen. 
Und ebenso steht es um die Zentralsprache. Niemand wird umhin können, das 
Deutsche als Vermittlungs- und Zentralsprache anzuerkennen. 

Hier ist nun zuzugeben: Wiewohl auf Basis der nationalen Autonomie hieraus 
keiner Nation und keiner bureaukratischen Klasse infolge der Amtshoheit der Nationen 
und der verhältnismässigen Beamtung ein Vorteil erwachsen kann, wird dennoch 
eine ungleiche Last, ein ungleicher Sprachenzwang auferlegt, da die Nationalsprache 
der deutschen Bureaukratie zugleich Verkehrssprache ist und nicht besonders ge- 
lernt werden muss. Die nächste Abhilfe scheint der Zwang für die Deutschen, eine 
zweite Landessprache zu lernen. Dagegen erheben sich zwei Bedenken. Erstens wird 
die deutsche Sprache von 70 Millionen gesprochen und eröffnet sie dem Lernenden 
alles, was diese 70 Millionen an Geis tessch ätzen erarbeitet haben, die anderen 
Sprachen stehen darin in verschiedenem Grade zurück und also werden nicht Aequi- 
valente getauscht. Zweitens werden die Zahl der deutschen Intellektuellen, die sich 
die grössten Vorratskammern menschlichen Geistes, die englische und französische 
Sprache erschliessen können, und damit unsere Anknüpfungspunkte an den ferneren 
Westen verringert. Diese faktischen Ungleichheiten kann das Recht nicht ausgleichen. 
Wir können uns nur dadurch helfen, dass wir den Ballast der alten Sprachen end- 
lich ganz oder zum Teile abwerfen und dafür die Landessprachen und die modernen 
Weltsprachen in den Schulen pflegen. Die Mittelschulreform muss ein Teil 
unserer Verwaltungsreform werden, nur dann werden die Ungleichheiten 
des Sprachenzwanges für die Intellektuellen erträglich werden. 

>■■ . ir denn das ganze Gebiet der Amtssp rachenfrage durchmessen und 

wir i.:ii J. ■. einen Punkt gefunden, wo unser pohtisches Grundprinzip versagt. 

In« eiti-^-i'i bt freilich vieles eine Frage der Grenzen und des Masses und nur 

du!-. '1 ■,:'T Li;r_ s Entgegenkommen wird eine Verständigung über das Mass zu- 
stande Kommen. Wir müssen den guten Willen haben und wir werden uns ver- 
stehen. Festhalten müssen wir vor allem an der vollzogenen Umwertung der poli- 
tischen Werte. Die äussere Geschäftssprache ist Volkssache, die innere Dienstsprache 
ist Bureaukratensache, die Verkehrssprache aber ist Staatssache und somit für Oester- 
reich nicht nationale, sondern internationale Angelegenheit, nicht nationale und 
prinzipielle Ehrensache, sondern Zweckmässigkeitsfrage, rein technisches Postulat 
der geordneten StaatsverwalCung. 

Für mich ist kein Zweifel : Alle Organe des Staates — nein, auch alle GUeder 
der österreichischen Internationale bedürfen eines gemeinsamen Verstandigungsmittels, 
Wäre ein solches geschichtlich nicht gegeben, wir hätten es erfinden oder das Latein 
beibehalten müssen. Stünden die Deutschösterreicher ausserhalb des österreichischen 
Staats Verbandes, es blieben in demselben so viele Nationen zurück, dass sie einer 
Vermittlungssprache bedürften, und vielleicht würden sie dann leichter, ja ohne Be- 
denken dem Deutschen diese Aufgabe zuweisen. Denn was hat ihnen bisher diesen 
Beschluss so erschwert? Die Furcht, diese Auszeichnung einer Sprache könnte aua/ 
einer bestimmten Funktion eines formalen Verstandigungsmittels das Privileg einen 
bureaukratischen Klasse, ja die Vorherrschaft einer Nation über sieben andere machenJ) 

Aber gerade diese falsche Furcht kann den anderen Nationen verderblich 
werden: Wenn sie an die dauernde Wirksamkeit einer blossen Sprachenregel glauben 
und durch blosse Spracheuregeln das Deutsche einschr^kcn, wird das Im allgemeiuen 
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. eintreten, was die Jungtschechen für Böhmen bewirkt haben, die deutschen Intellek- 
I Inellen würden eben die Sprache lernen und endlich doch, ausgerüstet mit den 
[ reicheren Waffen der deutschen Wissenschaft, die anderen auf ihrem eigenen Felde 
schlagen können. Sie dürfen nicht vergessen, dass die Schwache der deutschen 
Konkurrenz auf den starken ForCschri,; der kapitalistischen Entwicklung unter den 
Deutschen zurückgeht. Die Deutschen hatten in Industrie und Handel ein lohnen- j 
deres Feld gefunden und wichen verhältnismässig vom Staatsdienst zurück. Bei der V . 
UeberfüUung der hberalen Berufe, bei der Ueberproduktion an Intellektuellen aber 
ist es nicht so ausgeschlossen, dass sprachlich gut ausgerüstete Deutsche wieder in 
Massen zum Staate und über ihr Sprachgebiet hinausdrängen. Sprach klau sein sind 
da wahrlich kein Hindernis. 

Was die anderen Nationen fürchten, können sie auf diesem Wege nicht ver- 
meiden. Deutsche und Nichtdeutsche haben einfach ihr eigenes Haus zu bestellen, 
das heisst die Behördenorganisation der nationalen Autonomie aufzubauen. Sind die 
Nationen autonom, dann können sie ohne Sorge die Vermittlungssprache festsetzen : 
werden es doch die auserlesensten Vertrauensmänner der Nation sein, die sich ihrer 
bedienen, und sie wird der Gebrauch eines anderen Idioms nicht entnationaUsieren ! 



Ein Spracbengesetz ? 
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Halten wir diesem Ergebnis das entgegen, was die Schriftgelehrten und 
PoUdker der bürgerlichen Nationalisten in dem dreissigjährigen Sprachenkrieg zu- 
I tage gefördert. 

Seit der gaiizischen Verordnung vom Jahre 1869 fordern die Tschechen und 
Deutschen Spracbcnverordnungen, die Deutschen seit Badeni ein Sprachen- 
[ gcsetz.* 

Ob Verordnung oder Gesetz — die blosse Sprachenregel ist nach unseren 
Untersuchungen immer unzulänghch, zweideutig und darum teils unwirksam, teils 
für die Nationen bedrohlich. Sie ist ein untaugliches Mittel zum Zwecke. 

Genau so steht es um alle übrigen Auskunftsmittel unserer Slaalsweisen in der 
Gesamtheit der nationalen Kampfpunkte. Sie gehen um den Kern der Sache herum. 
Bei der gegebenen Staats Organisation kann man das nationale Recht nicht begründen, 
aus dem sehr einfachen Grunde: Es fehlt an den Trägern des Rechtes. 

Es gibt heute kein festes nationales Rechtssubjekt, keines, das unbestritten 
wäre, das eine gesetzliche Legitimation besässe, im Namen der Nation zu handeln. 
Keine Gemeinde, keine Bezirksvertretung, kein Landtag, kein autonomes oder 
landesfürstliches Amt, keine irgendwie geartete Anstalt — niemand und nichts hat 
de lege eine nationale Befugnis, Nicht einmal im Einzelmenschen ist die Nations- 
zugehörigkeit rechtlich fixiert. Ohne Rechtsträger aber kein Recht. Wir 
bilden uns ein, den Hut an die glatte Wand hängen zu können, ohne einen 
Nagel einschlagen zu müssen. 

Ohne nationale, das ist autonome Behörden- und Aemterorganil 
sation ist also all unser Bemühen vergebens. Dies das erste fundamental JJ 
Ergebnis unserer Kritik. 

Das zweite ist, dass es sich bei der Sprachenfrage nicht bloss um die Sprachd 
handelt. Die Sprache ist ein äusseres, formales, lernbares und leicht zu verleugnende^ 
Verständigungsmittel. i^Gemischtsprachigkeit der Beamten.) Das Objekt selbst, das 
wir durch das Recht lixieren sollen, ist also erstens faktisch nichts Festes und 
zweitens ein für die nationale Sache nicht Beweisendes. Daraus entspringt die Hinter- 
hältigkeit der Sprachen form ein und Sprachen klau sein. Sie wirken nicht aus sich 
selbst, sondern nur unter aus serrechtlichen Voraussetzungen (faktischer Mangel oder 
Ueberfluss an nationalen Beamten.) 



* Die Deutschen fordern, wie ich in >Synöptic 
Gesetz im materiellen Wortainne, sondern 
Kompetenz des Reichsratea (statt der Regierung) 
Bestimmungen, die ebenso den Inhalt einer Verordi 



B, Staat und Nation' nachgewiesen, nicht ein 
m formellen Sinne, das heisst also, die 
X Regelung der Frage, der Sache nach aber 
ing bilden könnten. 



Das dritte Ergebnis besteht ii — .. .-.ochweis, dass hi Sprachen- 

problem, das als rein linguistisches Problem auftritt, jeweils ein Kampf der 
Nationen und zugleich ein Kampf der verschiedenen Klassen einer Nation steckt. 
Nicht eine verwalrnngs technische Aufgabe haben wir in der Studierstube zu 
lösen; wir sehen vor uns den politischen Kampf von Nationen und Klassen, den 
uns kein Auskunftsmittel erspart. Sie müssen! — Dieses Wort lässt sich 
auf diese Kämpfenden anwenden. Sie müssen jedes Stadium durchkämpfen, sie 
müssen den Kelch leeren bis zur Neige, und der Friede kann uns nur kommen 
als Kampfergebnis, als Liebereinkommen der Machtfaktoren, nach dem sie sich 
gemessen, und nach Massgabe ihrer faktischen Macht. 

Also wäre alle Bemühung umsonst? Sollen wir also das Unvermeidliche über 
uns ergehen lassen? 

Keineswegs! Wir sollen die Notwendigkeit und Natur dieses Kampfes er- 
kennen — damit ist unendlich viel gewonnen. 

Erstens haben wir das Klasseninteresse des Proletariats in die Wagschale zu 
/werfen. — Dies allein ist schon der halbe Friede ! Je stärker es zur Geltung 
ikommt, desto näher sind wir dem Frieden. 

^ Und zweitens erspart und mildert die Erkenntnis manchen Kampf. Wir 

gönnen durch geläuterte Einsicht das Ende vorher erkennen und, zum Kampfe 
gerüstet, uns den Kampf schenken. Wie die Verfassung an Stelle des Kampfes der 
Fäuste jenen des Stimmzettels gesetzt hat, so kann die Erkenntnis das Kompromiss 
vor den Konflikt setzen. 

Ist das Klassen Interesse des Proletariats die erste Hälfte, so die Einsicht der 
bourgeoisen Klassen möglicherweise die zweite Hälfte des Friedens. Und darum 
haben wir nicht nur unseren eigenen Klassenkampf zu kämpfen, sondern unablässig 
zu lehren und zu predigen: 

Ohne die nationale Hutonomie kein nationaler Friede! 



Der Kampf 

3Sozialdemokratisdte Nonatssdirift 
^ H^ft soeben erschienen. 

Die bisher erschienenen I lefte künncn ncubciiretendc Abonnenten 

nachbcxielien. — t'rcis ttor EintelhefU' 5Ü Heller, Vierteijiihr- 

Abonncinent K 1*50, jHhres-Ahonncmcnt K 6-. 

Olto Bauer: 

Krise und Teuerung. 

Weitere Bciträjit!: 

Fritz Austerlitz: Die Methode Bock. — Karl Reimer: 
nie Rn!.:;;t:!iin(!lagen dvr Amlsspraclienlnige. — Dr. Julius 
S'^ 'i.'htcrfriige in Böhmen. — Hugo Schulz: 

! '.in der Armee. — F- S-l Die iinjcii!,:!- 

i.j^e. — Adolf Braun 

ii ; t- — Ein Gymnasi i .; 

Mi:ivi^i.huIrel'omi. — Josef J^ 

r, ■ 



Bestellun^D an die Vt:: 



vi.. MuiabilferstraHe 89. 



Synopticus, 
Rudolf Springer, 

lfi(*fi=>.*n*c7trr1iinK. WiBi 19Ö1. Pie= ' 

PiiHnlf Snnnorer, 



